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1 4 6 . Bundesgesetz: Ziviltechnikergesetz.
1 4 7 . Bundesgesetz: Bangseuchen-Gesetz.

146. Bundesgesetz vom 18. Juni 1957 über
die staatlich befugten und beeideten Archi-
tekten, Ingenieurkonsulenten und Zivil-

ingenieure (Ziviltechnikergesetz).

Der Nationalrat hat beschlossen:

Anwendungsbereich.
§ 1. Die Ausübung des Berufes eines staatlich

befugten und beeideten Ziviltechnikers (Archi-
tekten, Ingenieurkonsulenten und Zivilingenieurs)
nach Maßgabe dieses Bundesgesetzes bedarf einer
von der Behörde verliehenen Befugnis.

Schutz der Berufsbezeichnungen: „Ziviltechniker",
„Architekt", „Ingenieurkonsulent" und „Zivil-

ingenieur".
§ 2. (1) Die Berufsbezeichnungen „Ziviltech-

niker", „Architekt", „Ingenieurkonsulent" und
„Zivilingenieur" dürfen nur von Personen geführt
werden, denen eine solche Befugnis verliehen
wurde.

(2) Verboten ist auch die Führung von Berufs-
bezeichnungen, die auf irgendeine Art, insbeson-
dere durch den Hinweis auf eine den Ziviltech-
nikern (Architekten, Ingenieurkonsulenten und
Zivilingenieuren) vorbehaltene Tätigkeit, den
Anschein zu erwecken geeignet sind, daß es sich
um eine Berufsausübung handelt, die an eine
solche Befugnis gebunden ist.

Verpflichtung zur Dienstleistung für den Bund
und die Länder.

Ausnehmung aus der Gewerbeordnung.
§ 3. (1) Die Architekten, Ingenieurkonsulenten

und Zivilingenieure sind verpflichtet, für den
Bund oder das Land, in dem sich der Sitz ihrer
Kanzlei befindet, alle in ihr Fachgebiet ein-
schlägigen Geschäfte gegen Entlohnung zu über-
nehmen.

(2) Die Tätigkeit der Architekten, Ingenieur-
konsulenten und Zivilingenieure unterliegt nicht
den Bestimmungen der Gewerbeordnung. Soweit
diese Ziviltechniker sich dabei einer eigenen Be-
triebsanlage bedienen, finden auf diese die Be-
stimmungen des III. Hauptstückes der Gewerbe-
ordnung sinngemäß Anwendung. Desgleichen
finden auf das Dienst- und Arbeitsverhältnis der
bei ihnen beschäftigten Personen sowie hinsicht-

lich des Arbeiter- und Angestelltenschutzes die
Vorschriften Anwendung, die für die der Ge-
werbeordnung unterliegenden Unternehmungen
gelten, insbesondere in vollem Umfang die Be-
stimmungen des VI. Hauptstückes der Gewerbe-
ordnung.

Einteilung der Befugnisse.
§ 4. Ziviltechnikerbefugnisse werden für fol-

gende Fachgebiete verliehen:

A. für Architekten: Architektur und Hochbau;
B. für Ingenieurkonsulenten:

a) Bauwesen,
b) Maschinenbau,
c) Schiff- und Schiffsmaschinenbau,
d) Elektrotechnik,
e) technische Chemie,
f) technische Physik,
g) Gas- und Feuerungstechnik,
h) Vermessungswesen,
i) Bergwesen,
k) Hüttenwesen,
1) Markscheidewesen,

m) Landwirtschaft,
n) Forstwirtschaft,
o) Kulturtechnik,
p) Gärungstechnik;

C. für Zivilingenieure:
a) Hochbau,
b) Bauwesen,
c) Maschinenbau,
d) Schiff- und Schiffsmaschinenbau,
e) Elektrotechnik,
f) technische Chemie,
g) technische Physik,
h) Gas- und Feuerungstechnik,
i) Bergwesen,
k) Hüttenwesen,
1) Forstwirtschaft,

m) Kulturtechnik,
n) Gärungstechnik.

Inhalt und Umfang der Befugnisse.
§ 5. (1) Die Architekten, Ingenieurkonsulenten

und Zivilingenieure sind auf Grund ihrer Be-
fugnisse in allen Zweigen ihres Fachgebietes be-
rechtigt:
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a) zur Verfassung von Projekten, Plänen,
Leistungsverzeichnissen und Voranschlägen;

b) zur Überwachung und Leitung der Her-
stellung baulicher, technischer und betrieb-
licher Anlagen und Einrichtungen sowie
deren Abrechnung und Abnahme (Kollau-
dierung);

c) zur laufenden Überprüfung und Überwa-
chung von maschinellen Anlagen und Be-
triebseinrichtungen, Revisionen und Be-
triebskontrollen, sofern nicht durch gesetz-
liche Vorschriften eine besondere Befugnis
gefordert wird;

d) zur Beratung und Durchführung von fach-
technischen Untersuchungen und Überprü-
fungen aller Art sowie Betriebsrationali-
sierungen;

e) zur Abgabe von Gutachten, Schätzungen
und Berechnungen;

f) zur fachtechnischen Überprüfung der von
anderer Seite verfaßten schriftlichen oder
planlichen Unterlagen;

g) zur berufsmäßigen Vertretung von Parteien
vor Behörden sowie öffentlich-rechtlichen
Körperschaften einschließlich der Verfas-
sung von Eingaben in technischen Angele-
genheiten und zur berufsmäßigen Beratung
in allen in das Fachgebiet einschlägigen An-
gelegenheiten;

h) zur Durchführung der mit vorstehenden
Tätigkeiten zusammenhängenden Messun-
gen.

(2) Die Berechtigungen umfassen für:
A. Architekten und Zivilingenieure für Hoch-

bau: das gesamte Fachgebiet des Hochbaues, ein-
schließlich der Gestaltung, insbesondere die Bau-
ten öffentlichen und kulturellen Interesses, fer-
ner die mit diesen Bauten in Verbindung stehen-
den anderweitigen baulichen Herstellungen und
unbeschadet der den Ingenieurkonsulenten und
Zivilingenieuren für Bauwesen zustehenden wei-
teren Befugnisse auch die Industriehochbauten
sowie einfache maschinelle und elektrotechnische
Einrichtungen mit Ausnahme solcher, deren
Spannungen 250 Volt gegen Erde überschreiten;
für Architekten außerdem das Fachgebiet Archi-
tektur, die Aufgaben der Orts- und Landespla-
nung, des Siedlungs- und Städtebaues sowie die
Planung sonstiger, das Orts- und Landschaftsbild
wesentlich beeinflussender Bauwerke und An-
lagen;

B. Ingenieurkonsulenten für:
a) Vermessungswesen: das gesamte Fachgebiet

ober Tag und, soweit diese Arbeiten nicht
mit Arbeiten des Markscheidewesens ge-
mäß lit. b unmittelbar zusammenhängen,
auch solche unter Tag, ferner die Verfas-
sung von Teilungsplänen zur katastralen
und grundbücherlichen Teilung von Grund-
stücken, Grenzermittlungen nach dem

Stand der Katastralmappe oder auf Grund
von Urkunden und die Mitwirkung bei
der Erneuerung unkenntlich gewordener
Grenzen, in allen diesen Fällen einschließ-
lich der Vermarkung nach § 845 des All-
gemeinen Bürgerlichen Gesetzbuches, wei-
ters die Verfassung von Lageplänen zur
grundbücherlichen Abschreibung ganzer
Grundstücke, Aufschließungspläne für Sied-
lungszwecke und Aufteilungspläne über
Pachtgründe, Arbeiten, betreffend die Bo-
denforschung und Bodenaufschließungen,
Mitwirkung an der Landesplanung, agrari-
sche Operationen, Kommassierungen und
Arrondierungen, Verfassung und Ausfüh-
rung von kartographischen, geodätisch-
astronomischen und geophysikalischen Ar-
beiten, die Auswertung von Erd- und Luft-
bildmessungen, die Ausführung von Erd-
bildmessungen, ferner mit Genehmigung
des Bundesministeriums für Handel und
Wiederaufbau die Ausführung von Luft-
bildmessungen und im Einvernehmen mit
dem Bundesamt für Eich- und Vermes-
sungswesen Arbeiten zur Ausführung von
katastralen Neuvermessungen unter Ein-
haltung der diesbezüglichen Vorschriften;

b) Markscheidewesen: das gesamte Fachgebiet
sowie Schurfarbeiten mit den dazugehören-
den einfachen baulichen und bergbaulichen
Arbeiten und Vermessungsarbeiten, soweit
sie mit dem Bergbau unmittelbar zusam-
menhängen, ausgenommen die zur grund-
bücherlichen und katastralen Durchführung
eines Rechtsgeschäftes erforderlichen Ver-
messungen und die Verfassung von Tei-
lungsplänen;

c) Landwirtschaft: das gesamte Fachgebiet,
insbesondere Entwurf, Einrichtung und Be-
wirtschaftung von landwirtschaftlichen Gü-
tern und Industrien, Alpen, Weiden und
landwirtschaftlichen Nebenbetrieben, die
Durchführung von Bodenuntersuchungen
und Bodenverbesserungen sowie die im Zu-
sammenhang damit stehenden einfachen
Wege-, Hoch- und Tiefbauten, Feldbahnen
und Seilaufzüge für landwirtschaftliche
Zwecke sowie einfache maschinelle und
elektrotechnische Einrichtungen, mit Aus-
nahme solcher, deren Spannungen 250 Volt
gegen Erde überschreiten;

C. Ingenieurkonsulenten und Zivilingenieure
für:

a) Bauwesen: das gesamte Fachgebiet, insbe-
sondere Straßen-, Wasser-, Brücken-, Tun-
nel-, Eisenbahn-, Seilbahn- und Tiefbauten,
konstruktiver Hochbau und Industriebau-
ten, ferner die mit diesen Bauten in Ver-
bindung stehenden anderweitigen baulichen
Herstellungen sowie einfache maschinelle
und elektrotechnische Einrichtungen, mit
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Ausnahme solcher, deren Spannungen
250 Volt gegen Erde überschreiten;

b) Maschinenbau: das gesamte Fachgebiet so-
wie die damit im Zusammenhang stehen-
den einfachen baulichen Herstellungen und
elektrotechnischen Einrichtungen, mit Aus-
nahme solcher, deren Spannungen 380 Volt
gegen Erde überschreiten;

c) Schiff- und Schiffsmaschinenbau: das ge-
samte Fachgebiet sowie die damit im Zu-
sammenhang stehenden einfachen baulichen
Herstellungen und elektrotechnischen Ein-
richtungen, mit Ausnahme solcher, deren
Spannungen 380 Volt gegen Erde über-
schreiten;

d) Elektrotechnik: das gesamte Fachgebiet,
einschließlich Elektrooptik, Elektroakustik
und Geoelektrik, insbesondere alle Ein-
richtungen zur Erzeugung und Verteilung
der elektrischen Energie, ferner zur Nach-
richtenübermittlung und Bildübertragung,
Niederfrequenz- und Hochfrequenztechnik,
Blitzschutzanlagen sowie die mit diesen Ar-
beiten im Zusammenhang stehenden ein-
fachen baulichen Herstellungen und ma-
schinellen Einrichtungen;

e) technische Chemie: das gesamte Fachgebiet
sowie die damit im Zusammenhang stehen-
den einfachen baulichen, maschinellen und
elektrotechnischen Einrichtungen, mit Aus-
nahme solcher, deren Spannungen 250 Volt
gegen Erde überschreiten;

f) technische Physik: das gesamte Fachgebiet,
einschließlich Elektrooptik und Elektro-
akustik sowie die damit im Zusammenhang
stehenden einfachen baulichen Herstellun-
gen und maschinellen und elektrotechni-
schen Einrichtungen;

g) Gas- und Feuerungstechnik: das gesamte
Fachgebiet sowie die damit im Zusammen-
hang stehenden einfachen baulichen Her-
stellungen, maschinellen, chemischen und
elektrotechnischen Einrichtungen, mit Aus-
nahme solcher, deren Spannungen 250 Volt
gegen Erde überschreiten;

h) Bergwesen: das gesamte Fachgebiet sowie
die damit im Zusammenhang stehenden
einfachen baulichen Herstellungen, maschi-
nellen und elektrotechnischen Einrichtun-
gen, mit Ausnahme solcher, deren Span-
nungen 250 Volt gegen Erde überschreiten;

i) Hüttenwesen: das gesamte Fachgebiet so-
wie die damit im Zusammenhang stehenden
einfachen baulichen Herstellungen, maschi-
nellen und elektrotechnischen Einrichtun-
gen, mit Ausnahme solcher, deren Span-
nungen 250 Volt gegen Erde überschreiten;

k) Forstwirtschaft: das gesamte Fachgebiet,
einschließlich Wildbach- und Lawinenver-
bauung, agrarische Operationen mit beson-
derer Berücksichtigung der Waldzusam-

menlegungen, die damit in unmittelbarem
Zusammenhang stehenden einfachen Stra-
ßen-, Wasser-, Brücken-, Hoch- und Tief-
bauten, Seilaufzüge und Waldbahnen für
forstwirtschaftliche Zwecke, sowie die Be-
schaffung der Unterlagen für die Richtig-
stellung des Grundbuches und Grundkata-
sters, jedoch mit Ausnahme der zur grund-
bücherlichen und katastralen Durchführung
eines Rechtsgeschäftes erforderlichen Ver-
messungen und der Verfassung von Tei-
lungsplänen, die Neuaufstellung und Über-
prüfung von Forstplänen sowie einfache,
maschinelle und elektrotechnische Einrich-
tungen, mit Ausnahme solcher, deren Span-
nungen 250 Volt gegen Erde überschreiten;

1) Kulturtechnik: das gesamte Fachgebiet, ins-
besondere Bodenmeliorationen und die da-
mit im Zusammenhang stehenden Boden-
untersuchungen, agrarische Operationen,
einschließlich der Beschaffung der Unter-
lagen für die Richtigstellung des Grund-
buches und Grundkatasters, jedoch mit
Ausnahme der grundbuch- und kataster-
mäßigen Durchführung, Wasserversor-
gungs- und Kanalisationsanlagen, Abwasser-
verwertungsanlagen, Wasserbauten, mit
Ausnahme der Verkehrswasserbauten und
des Baues von Großkraftanlagen, Straßen-
und Güterwegebauten und die mit kultur-
technischen Arbeiten in unmittelbarem Zu-
sammenhang stehenden Brücken-, Hoch-,
Tief-, Schlepp- und Seilbahnbauten sowie
einfache maschinelle und elektrotechnische
Einrichtungen, mit Ausnahme solcher,
deren Spannungen 250 Volt gegen Erde
überschreiten;

m) Gärungstechnik: das gesamte Fachgebiet
sowie die damit im Zusammenhang stehen-
den einfachen maschinellen und elektro-
technischen Einrichtungen, mit Ausnahme
solcher, deren Spannungen 250 Volt gegen
Erde überschreiten.

(3) Zivilingenieure sind überdies im Rahmen
ihrer Fachgebiete (Abs. 2) zu einer ausführenden
Tätigkeit berechtigt. Die Zivilingenieure für Bau-
wesen sind auch zur Ausführung von Hochbauten
berechtigt.

(4) Für alle Zivilingenieure gelten bei ihrer
ausführenden Tätigkeit sinngemäß die Beschrän-
kungen, die für Baumeister hinsichtlich der Ver-
wendung von befugten Gewerbeinhabern, ins-
besondere nach den Bestimmungen des Bau-
gewerbegesetzes, RGBl. Nr . 193/1893, bestehen.

Weitere Befugnisse.

§ 6. (1) Die von den Architekten, Ingenieur-
konsulenten und Zivilingenieuren innerhalb ihres
Berechtigungsumfanges in der vorgeschriebenen
Form über die von ihnen vollzogenen Akte
errichteten Urkunden, wie Gutachten, Berech-
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nungen, Pläne, Zeugnisse, sind öffentliche Urkun-
den (§§ 292 und 293 Abs. 1 ZPO.) und werden
von den Verwaltungsbehörden in derselben
Weise angesehen, als wenn dieselben von behörd-
lichen Organen ausgefertigt wären. Diese Ur-
kunden ersetzen nicht amtliche Gutachten, die
auf Grund bestehender gesetzlicher Vorschriften
einzuholen sind. Insbesondere kann auf Grund-
lage der von den Ziviltechnikern im Rahmen
ihres Fachgebietes unterfertigten Pläne die be-
hördliche Baubewilligung erteilt werden.

(2) Unbeschadet der den Gewerbetreibenden
zustehenden und der den im Zeitpunkt des
Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes bestehen-
den autorisierten Überwachungsstellen (BGBl.
Nr. 277/1925, Art. 48, IV) satzungsgemäß ein-
geräumten Befugnisse sind zur freiberuflichen
und entgeltlichen Ausführung der nachstehen-
den Aufgaben allein berechtigt:

a) die Architekten zum Entwurf, zur Ober-
leitung und Überwachung der Ausführung
von Projekten ihres Fachgebietes, insbeson-
dere von Monumentalbauten, Theatern,
Festhallen, Ausstellungsgebäuden, Museen-
bauten, Kirchen, Schulen und Spitälern des
Bundes, der Länder und der Gemeinden,
sofern sie vom künstlerischen, kulturellen
oder vom sozialen Standpunkt von Bedeu-
tung sind, ferner zur Verfassung von
Flächenwidmungs- und Bebauungsplänen;

b) die Ingenieurkonsulenten für Bauwesen, für
Maschinenbau, für Schiff- und Schiffsma-
schinenbau, für Elektrotechnik, für tech-
nische Chemie, für technische Physik, für
Gas- und Feuerungstechnik, für Bergwesen,
für Hüttenwesen und für Gärungstechnik
zum Entwurf, zur Oberleitung und zur
Überwachung der Ausführung von Projek-
ten ihres Fachgebietes;

c) die Ingenieurkonsulenten für Vermessungs-
wesen zur Verfassung von Teilungsplänen
zur katastralen und grundbücherlichen
Teilung von Grundstücken und von Lage-
plänen, zur grundbücherlichen Abschrei-
bung ganzer Grundstücke, zu Grenzermitt-
lungen nach dem Stande der Katastral-
mappe oder auf Grund von Urkunden, ein-
schließlich Vermarkungen und Verfassung
von Plänen zur Bekanntgabe von Flucht-
linien;

d) die Ingenieurkonsulenten für Markscheide-
wesen zur Vermarkung von Bergwerks-
maßen, zur Erneuerung der Grenzzeichen
und der Grenzbestimmung in der Grube.

(3) Die in Abs. 2 lit. a und b angeführten wei-
teren Berechtigungen gelten auch für die Zivil-
ingenieure hinsichtlich ihrer Fachgebiete.

Erfordernisse für die Erlangung der Befugnisse.

§ 7. (1) Zur Erlangung einer Befugnis sind er-
forderlich:

a) die österreichische Staatsbürgerschaft,
b) ein in staatsbürgerlicher und sittlicher Be-

ziehung einwandfreier Lebenswandel,
c) die entsprechende fachliche Befähigung.

(2) Von der Verleihung einer Befugnis sind
ausgeschlossen Personen:

a) denen auf Grund gesetzlicher Bestimmun-
gen die Berufsausübung untersagt ist,

b) die in ihrer Handlungsfähigkeit beschränkt
sind oder über deren Vermögen der Kon-
kurs anhängig ist,

c) denen die Befugnis aberkannt wurde, die
aus dem öffentlichen Dienst auf Grund
eines Disziplinarerkenntnisses entlassen
wurden oder die während eines anhängigen
Disziplinarverfahrens aus dem öffentlichen
Dienst ausgetreten sind. Dies gilt jedoch
nicht für die Fälle, in denen die Befugnis
lediglich wegen Mangels der Voraussetzun-
gen für ihre Verleihung aberkannt wurde
(§ 22 Abs. 2 lit. a).

(3). Von der Verleihung der Befugnis eines
Architekten und Ingenieurkonsulenten ist aus-
geschlossen, wer eine Berechtigung zur gewerbs-
mäßigen Ausführung von einschlägigen Arbeiten
aus dem angestrebten Fachgebiet besitzt.

Befähigungsnachweis.

§ 8. Die nach § 7 Abs. 1 lit. c erforderliche
Befähigung ist nachzuweisen durch:

a) die Zurücklegung der Fachstudien,
b) die praktische Betätigung in der vorge-

schriebenen Art und Dauer,
c) die erfolgreiche Ablegung einer Prüfung.

Studiennachweis :

§ 9. (1) Die Zurücklegung der Fachstudien ist
nachzuweisen:

a) für das Fachgebiet Architektur durch die
erfolgreiche Ablegung der abschließenden
Staats(Diplom)prüfung der Studienrichtung
Architektur an einer Technischen Hoch-
schule oder durch die Absolvierung einer
im ordentlichen Studiengang zurückgeleg-
ten Meisterschule für Architektur an der
Akademie der bildenden Künste in Wien
oder einer Meisterklasse für Architektur
an der Akademie für angewandte Kunst in
Wien;

b) für das Fachgebiet Hochbau durch die er-
folgreiche Ablegung der abschließenden
Staats(Diplom)prüfung der Studienrichtung
Architektur an einer Technischen Hoch-
schule;

c) für die Fachgebiete: Bauwesen, Maschinen-
bau, Schiff- und Schiffsmaschinenbau, Elek-
trotechnik, technische Chemie, technische
Physik, Gas- und Feuerungstechnik und
Vermessungswesen durch die erfolgreiche
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Ablegung der abschließenden Staats-
(Diplom)prüfung der betreffenden Studien-
richtung einer Technischen Hochschule;

d) für die Fachgebiete Bergwesen, Hütten-
wesen und Markscheidewesen durch die er-
folgreiche Ablegung der abschließenden
Staats(Diplom)prüfung der betreffenden
Fachrichtung der Montanistischen Hoch-
schule;

e) für die Fachgebiete Landwirtschaft, Forst-
wirtschaft, Kulturtechnik und Gärungs-
technik durch die erfolgreiche Ablegung
der abschließenden Staats(Diplom)prüfung
der betreffenden Studienrichtung der Hoch-
schule für Bodenkultur.

(2) Außerdem gilt der Studiennachweis als er-
bracht:

a) für das Fachgebiet Gas- und Feuerungs-
technik durch die erfolgreiche Ablegung der
abschließenden Staatsprüfung der Fach-
richtung Hüttenwesen an der Montanisti-
schen Hochschule, ferner der abschließen-
den Staatsprüfung der Studienrichtung
technische Chemie oder Maschinenbau,
wenn zur Zeit der Ablegung dieser Prüfung
an der betreffenden Technischen Hoch-
schule keine eigene Unterabteilung für Gas-
und Feuerungstechnik bestanden hat;

b) für das Fachgebiet technische Physik durch
die erfolgreiche Ablegung der abschließen-
den Staatsprüfung der Studienrichtung
Elektrotechnik oder Maschinenbau, wenn
zur Zeit der Ablegung dieser Prüfung an
der betreffenden Hochschule keine eigene
Abteilung für technische Physik bestanden
hat;

c) für das Fachgebiet Vermessungswesen durch
die erfolgreiche Ablegung der abschließen-
den Staatsprüfung am früheren geodäti-
schen Kurs einer Technischen Hochschule.

(3) Die Zurücklegung der Fachstudien kann
außerdem nachgewiesen werden:

a) für die Fachgruppen technische Physik oder
technische Chemie durch die Erlangung des
Doktorates an der philosophischen Fakul-
tät (Physik oder Chemie) einer Univer-
sität;

b) für die Fachgruppe Gärungstechnik durch
ein Zeugnis über die Ablegung der ab-
schließenden Staats(Diplom)prüfung der
Studienrichtung technische Chemie einer
Technischen Hochschule oder durch die Er-
langung des Doktorates an der philosophi-
schen Fakultät (Chemie) einer Universität.

(4) Ausländische Zeugnisse bedürfen zur Fest-
stellung der Gleichwertigkeit als Studiennachweis
für die Erlangung einer Befugnis mit den Zeug-
nissen der im Abs. 1 bis 3 genannten Hochschul-
institute der Anerkennung (Nostrifizierung)
durch das Bundesministerium für Unterricht.

Praktische Betätigung.

§ 10. (1) Die praktische Betätigung kann ent-
weder im inländischen öffentlichen oder im
privaten Dienst zurückgelegt werden und muß
geeignet sein, die für das Fachgebiet erforder-
lichen praktischen Kenntnisse zu vermitteln. Sie
muß eine Zeit von mindestens fünf Jahren um-
fassen und nach Abschluß der gemäß § 9 vorge-
schriebenen Studien zurückgelegt worden sein.
Sie ist durch glaubwürdige Zeugnisse und eine
eingehende Darstellung der Art und Dauer der
Betätigung nachzuweisen.

(2) Von der praktischen Betätigung müssen
entfallen bei Bewerbern um die Befugnis:

a) eines Architekten, eines Zivilingenieurs für
Hochbau, eines Ingenieurkonsulenten oder
Zivilingenieurs für Bauwesen oder für
Kulturtechnik mindestens zwei Jahre auf
eine praktische Betätigung auf Baustellen;

b) eines Ingenieurkonsulenten oder Zivil-
ingenieurs für Maschinenbau, für Schiff-
und Schiffsmaschinenbau oder für Elektro-
technik mindestens zwei Jahre auf eine
praktische Betätigung beim Bau oder Be-
trieb; bei Bewerbern um die Befugnis eines
Ingenieurkonsulenten oder Zivilingenieurs
für Elektrotechnik muß mindestens ein Jahr
der praktischen Betätigung auf dem Gebiet
von Hochspannungsanlagen geleistet wor-
den sein;

c) eines Ingenieurkonsulenten für Vermes-
sungswesen mindestens zwei Jahre auf eine
praktische Betätigung auf dem Gebiet der
Vermessung von Grundteilungen sowie die
Verfassung von Teilungsplänen zur kata-
stralen und grundbücherlichen Teilung von
Grundstücken;

d) eines Ingenieurkonsulenten oder Zivil-
ingenieurs für Forstwirtschaft mindestens
zwei Jahre auf eine praktische Betätigung
als Wirtschaftsführer eines forstlichen Be-
triebes, der durch Gesetz oder Verordnung
zur Bestellung eines forstlichen Wirtschafts-
führers verpflichtet war, oder in Betrieben,
die solchen gleichzustellen sind, oder als
Assistent eines solchen forstlichen Wirt-
schaftsführers.

(3) Als praktische Betätigung gemäß Abs. 1
wird nach Abzug von zwei Jahren die Lehr-
tätigkeit im einschlägigen Fachgebiet an Hoch-
schulen technischer Richtung, zur Erlangung der
Befugnis eines Architekten die Lehrtätigkeit an
einer Meisterschule für Architektur an der
Akademie der bildenden Künste oder einer
Meisterklasse an der Akademie für angewandte
Kunst angerechnet.

(4) Eine im Ausland zurückgelegte Praxis kann
dann angerechnet werden, wenn von der ge-
samten nachzuweisenden praktischen Betätigung
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mindestens zwei Jahre im Inland zurückgelegt
wurden.

Prüfung.

§ 11. (1) Die Prüfung (§ 8 lit. c) kann nach
Abschluß der Studien und nach Ablauf von drei
Jahren der Praxis abgelegt werden, wenn die Vor-
aussetzungen des § 10 Abs. 2 zur Hälfte erfüllt
und die allgemeinen Erfordernisse gemäß § 7
Abs. 1 gegeben sind und Ausschließungsgründe
gemäß § 7 Abs. 2 nicht vorliegen.

(2) Das Gesuch um Zulassung zur Prüfung ist
unter Anschluß der vorgeschriebenen Nachweise
bei der Ingenieurkammer einzureichen, in deren
Bereich der Bewerber seinen Wohnsitz hat. Diese
hat unter Anschluß eines Gutachtens das An-
suchen innerhalb von acht Wochen im Wege des
Landeshauptmannes dem Bundesministerium für
Handel und Wiederaufbau vorzulegen, welches
über die Zulassung entscheidet und die Zuwei-
sung zu einer Prüfungskommission verfügt.

(3) Die Prüfung hat sich auf folgende Gebiete
zu erstrecken:

a) Volkswirtschaftslehre,
b) Österreichisches Verwaltungsrecht,
c) die für das Fachgebiet geltenden rechtlichen

und fachlichen Vorschriften,
d) die Vorschriften über Standesangelegen-

heiten und Berufsfragen.

(4) Befreit von den Prüfungsgegenständen ge-
mäß Abs. 3 lit. a bis c sind Professoren und
Dozenten jener praktischen Fächer, die Gegen-
stand der Staatsprüfung an Hochschulen tech-
nischer Richtung sind, sowie die Leiter einer
Meisterschule für Architektur an der Akademie
der bildenden Künste oder einer Meisterklasse
für Architektur an der Akademie für angewandte
Kunst. Weiters sind im gleichen Umfang befreit
nach einer mindestens zehnjährigen praktischen
Betätigung in dem Fachgebiet bei Nachweis:

a) der Bundes(Staats)baudienstprüfung, der
Prüfung für den höheren technischen
Dienst oder der Fachprüfung für den höhe-
ren Arbeitsinspektionsdienst die Bewerber
um die Befugnis eines Architekten, eines
Zivilingenieurs für Hochbau, eines In-
genieurkonsulenten oder Zivilingenieurs
für Bauwesen, Maschinenbau, Elektrotech-
nik, technische Chemie, Kulturtechnik und
Landwirtschaft;

b) der Fachprüfung für den höheren Bundes-
vermessungsdienst die Bewerber um die
Befugnis eines Ingenieurkonsulenten für
Vermessungswesen ;

c) der Prüfung für den höheren technischen
Agrardienst die Bewerber um die Befugnis
eines Ingenieurkonsulenten für Landwirt-
schaft oder eines Ingenieurkonsulenten oder
Zivilingenieurs für Kulturtechnik;

d) der Staatsprüfung für den höheren Forst-
verwaltungsdienst die Bewerber um die
Befugnis eines Ingenieurkonsulenten oder
Zivilingenieurs für Forstwirtschaft.

(5) Befreit von den Prüfungsgegenständen ge-
mäß Abs. 3 lit. a und b sind Bewerber, die durch
ein Hochschulzeugnis die erfolgreiche Ablegung
einer Prüfung über diese Prüfungsgegenstände
nachweisen.

Prüfungskommissionen und Prüfungsordnung.

§ 12. (1) Zur Abhaltung der Prüfung gemäß § 8
lit. c werden vom Bundesminister für Handel
und Wiederaufbau staatliche Prüfungskommis-
sionen beim Bundesministerium für Handel und
Wiederaufbau für die Dauer von fünf Jahren für
jedes Fachgebiet bestellt.

(2) Jede dieser Prüfungskommissionen besteht
aus einem Beamten des höheren Dienstes einer
fachtechnischen Richtung als Vorsitzenden, fer-
ner aus einem rechtskundigen Beamten und
einem Beamten des höheren Dienstes einer fach-
technischen Richtung sowie aus zwei ihre Befug-
nisse ausübenden Architekten, Ingenieurkonsu-
lenten oder Zivilingenieuren des den Gegenstand
der Prüfung bildenden oder eines verwandten
Fachgebietes, von denen einer Professor oder
Dozent einer Hochschule technischer Richtung
sein soll, der zweite von den Ingenieurkammern
vorzuschlagen ist. Der Professor oder Dozent
wird jeweils vom Bundesministerium für Unter-
richt ernannt.

(3) Der Bundesminister für Handel und Wieder-
aufbau, kann den Landeshauptmann mit der
Durchführung der Ziviltechnikerprüfung be-
trauen. Die Prüfungskommissäre der Prüfungs-
kommissionen sind vom Bundesminister für
Handel und Wiederaufbau zu bestellen.

(4) Die Einzelheiten der Prüfung und die Be-
stimmungen über das Prüfungsverfahren hin-
sichtlich der Beschlußfähigkeit der Prüfungs-
kommission sind durch Verordnung festzu-
setzen.

(5) Die Prüfungsgebühren sind in einer dem
Prüfungsumfang, dem Zeitaufwand und dem mit
der Prüfung verbundenen Sachaufwand ent-
sprechenden Höhe durch Verordnung festzu-
setzen.

§ 13. (1) Die Prüfung ist mündlich und öffent-
lich vorzunehmen.

(2) Die Beurteilung des Ergebnisses der Prüfung
wird durch Stimmenmehrheit ermittelt.

(3) Das Ergebnis hat zum Ausdruck zu bringen,
ob der Geprüfte als „befähigt" oder „nicht be-
fähigt"- erkannt wurde.

(4) Gegen den Beschluß der Prüfungskommis-
sion ist ein Rechtsmittel nicht zulässig.

§ 14. (1) Die Prüfung kann einmal wiederholt
werden.
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(2) Eine zweite Wiederholung der Prüfung
kann vom Bundesministerium für Handel und
Wiederaufbau bewilligt werden, wenn besonders
berücksichtigungswürdige Umstände vorliegen
und die Prüfungskommission sich nicht ausdrück-
lich dagegen ausgesprochen hat.

Verleihung der Befugnis.

§ 15. (1) Die Befugnis wird über Ansuchen vom
Bundesministerium für Handel und Wiederauf-
bau nach Anhörung der Ingenieurkammer und
des Landeshauptmannes für einen bestimmten
Sitz der Kanzlei verliehen.

(2) Bewerber um die Verleihung einer Befugnis
haben ihr Ansuchen bei der Ingenieurkammer,
in deren Bereich der Sitz der Kanzlei begehrt
wird, unter Anschluß der erforderlichen Unter-
lagen einzureichen. Die Ingenieurkammer hat das
Ansuchen binnen drei Monaten mit einer Begut-
achtung an den nach dem angestrebten Sitz der
Kanzlei zuständigen Landeshauptmann zur Vor-
lage an das Bundesministerium für Handel und
Wiederaufbau weiterzuleiten.

(3) Jede Verleihung einer Befugnis ist dem
Landeshauptmann und der Ingenieurkammer
zur Kenntnis zu bringen.

Übergang zu einer anderen Befugnis.

§ 16. (1) Auf Grund bloßer Anmeldung beim
zuständigen Landeshauptmann können über-
gehen:

1. Architekten, die den Studiennachweis durch
Zeugnisse einer Technischen Hochschule (§ 9
Abs. 1 lit. a) erbracht haben, zur Ausübung der
Befugnis eines Zivilingenieurs für Hochbau;

2. Zivilingenieure für Hochbau, die den Stu-
diennachweis durch das Zeugnis einer inländischen
Technischen Hochschule spätestens aus dem
Jahre 1931/32 über die Ablegung der II. Staats-
prüfung aus dem Hochbaufach erbracht haben,
zur Ausübung der Befugnis eines Architekten;

3. Ingenieurkonsulenten zur Ausübung der
Befugnis eines Zivilingenieurs auf demselben
Fachgebiet (§ 4 C ) ;

4. Zivilingenieure zur Ausübung der Befugnis
eines Ingenieurkonsulenten auf demselben Fach-
gebiet (§ 4 B).

(2) Die Anmeldung wird erst nach Ablauf eines
Jahres wirksam. Sie kann vom Ziviltechniker in
dieser Zeit auch widerrufen werden.

(3) Der Landeshauptmann hat jede Anmeldung,
sobald sie nach Abs. 2 wirksam geworden ist,
dem Bundesministerium für Handel und Wieder-
aufbau und der zuständigen Ingenieurkammer
bekanntzugeben.

§ 17. Das Bundesministerium für Handel und
Wiederaufbau kann bei Bewerbern um die Be-
fugnis eines Ingenieurkonsulenten oder Zivil-

ingenieurs in Ausnahmefällen, in denen Studien
und Praxis nicht auf dem gleichen Fachgebiet
zurückgelegt wurden, auf Grund einer Stellung-
nahme der örtlich zuständigen Ingenieurkammer
die Befugnis für jenes Fachgebiet, in welchem der
Befugnisbewerber den Anforderungen am besten
entspricht, verleihen, wenn die Dauer der für
das angestrebte Fachgebiet nachzuweisenden
Praxis mindestens acht Jahre beträgt.

Eidesabiegung.

§ 18. (1) Die Architekten, Ingenieurkonsulenten
und Zivilingenieure sind zur gewissenhaften
Führung und zur strengsten Verschwiegenheit in
Angelegenheiten ihrer Betätigung eidlich zu ver-
pflichten. Vor Ablegung des Eides darf die Be-
fugnis nicht ausgeübt werden.

(2) Der Eid ist beim Bundesministerium für
Handel und Wiederaufbau oder bei einem von
diesem zur Eidesabnahme ermächtigten Landes-
hauptmann mit nachstehender Eidesformel zu
leisten:

„Ich schwöre bei Gott, dem Allmächtigen,
einen feierlichen Eid, daß ich der Republik
Österreich treu sein, alle Gesetze und die für
meinen Wirkungskreis gültigen Vorschriften
unverbrüchlich einhalten, die Pflichten meines
Berufes gewissenhaft erfüllen, die mir anver-
trauten Angelegenheiten nach bestem Wissen und
Gewissen besorgen und die gebotene Verpflich-
tung zur Verschwiegenheit strenge beobachten
werde. So wahr mir Gott helfe!"

(3) Beim Eid Konfessionsloser hat die An-
rufung Gottes zu entfallen.

(4) Eine amtliche Ausfertigung über den abge-
legten Eid ist dem Befugnisinhaber auszuhän-
digen.

(5) Der Eid ist binnen sechs Monaten nach
Verleihung der Befugnis abzulegen. Vor Able-
gung des Eides muß eine Bestätigung der
Ingenieurkammer über die Bezahlung der vor-
geschriebenen Einverleibungsgebühr vorgewiesen
werden.

(6) Die Eidesabiegung ist auf dem Verleihungs-
bescheid zu bestätigen und vom Landeshaupt-
mann und der Ingenieurkammer in Vormerkung
zu nehmen.

(7) Der wesentliche Inhalt des Verleihungsbe-
scheides, der Tag der Eidesabiegung und der
Sitz der Kanzlei sind auf Kosten des Architekten,
Ingenieurkonsulenten oder Zivilingenieurs durch
das Bundesministerium für Handel und Wieder-
aufbau im „Amtsblatt zur Wiener Zeitung" und
durch den Landeshauptmann im Amtsblatt des
in Betracht kommenden Bundeslandes zu ver-
lautbaren, ferner dem für den Sitz der Kanzlei
zuständigen Landesgericht und Finanzamt sowie
bei Ingenieurkonsulenten für Vermessungswesen
dem Bundesamt für Eich- und Vermessungswesen



840 43. Stück — Ausgegeben am 8. Juli 1957 — Nr . 146

und bei Befugnissen der Fachgebiete Bergwesen,
Hüttenwesen und Markscheidewesen der Ober-
sten Bergbehörde bekanntzugeben.

Unvereinbarkeit und Ruhen der Befugnis.

§ 19. (1) Den Architekten, Ingenieurkonsulen-
ten und Zivilingenieuren ist jede Tätigkeit unter-
sagt, welche mit der Ehre und Würde des Standes
unvereinbar ist oder durch welche die Vertrauens-
würdigkeit bei der Führung ihrer Geschäfte oder
die Glaubwürdigkeit ihrer urkundlichen Aus-
fertigungen erschüttert werden kann.

(2) Überprüfungen und Beurkundungen dürfen
nicht in eigenen oder in solchen Sachen vorge-
nommen werden, an denen die Ehefrau, ein Ver-
wandter oder Verschwägerter in auf- oder ab-
steigender Linie, ein Geschwisterkind oder eine
Person beteiligt ist, die noch näher verwandt
oder im gleichen Grad verschwägert ist. Ebenso
dürfen Beurkundungen nicht vorgenommen wer-
den in Sachen der Wahl- oder Pflegeeltern, Wahl-
oder Pflegekinder sowie eines Mündels oder
Pflegebefohlenen.

(3) Die Befugnis eines Architekten oder
Ingenieurkonsulenten darf während der Dauer
eines privaten Dienstverhältnisses nicht ausgeübt
werden.

(4) Die Befugnis eines Ingenieurkonsulenten
oder Zivilingenieurs darf während der Dauer
eines öffentlichen Dienstverhältnisses des Dienst-
standes weder verliehen noch ausgeübt werden.
Die Befugnis eines Architekten darf — abgesehen
von der Beteiligung an öffentlichen Wettbewer-
ben auf seinem Fachgebiet — während der Dauer
eines solchen Dienstverhältnisses nicht ausgeübt
werden.

(5) Der Eintritt in einen Dienst gemäß Abs. 3
und 4 hat das Ruhen der Befugnis zur Folge und
ist binnen zwei Wochen der Ingenieurkammer
anzuzeigen. In gleicher Weise ist das Ausscheiden
aus einem solchen Dienst binnen zwei Wochen
der Ingenieurkammer zu melden. Die Ingenieur-
kammer hat von solchen Veränderungen das
Bundesministerium für Handel und Wiederauf-
bau und den Landeshauptmann zu verständigen.

(6) Von den Bestimmungen gemäß Abs. 4 sind,
sofern sie nicht in einem öffentlichen Dienstver-
hältnis des Dienststandes zugleich eine andere
Verwendung innehaben, ausgenommen:

a) Lehrpersonen an Hochschulen technischer
Richtung,

b) Lehrpersonen für Architektur an den Mei-
sterschulen für Architektur an der Aka-
demie der bildenden Künste oder an den
Meisterklassen für Architektur an der
Akademie für angewandte Kunst,

c) Lehrpersonen praktischer Fächer an einer
öffentlich technischen und gewerblichen
oder an einer höheren landwirtschaftlichen

Lehranstalt, sofern sie den Bestimmungen
der §§ 7 und 8 entsprechen.

(7) Die Ausübung der Befugnis eines Architek-
ten oder Ingenieurkonsulenten ist mit der Aus-
übung einer Berechtigung zur berufsmäßigen
Ausführung technischer Arbeiten des einschlä-
gigen Fachgebietes unvereinbar.

Vorschrift über die Geschäftsführung und Ver-
legung des Sitzes der Kanzlei.

§ 20. (1) Architekten, Ingenieurkonsulenten
und Zivilingenieure haben ihre Befugnis persön-
lich auszuüben. Sie sind berechtigt, fachlich geeig-
nete Hilfskräfte unter ihrer persönlichen Leitung
und Verantwortung zu beschäftigen.

(2) Sie sind verpflichtet, an ihrem Sitz eine
entsprechende öffentliche Kanzlei mit den zur
Ausübung der Befugnis erforderlichen technischen
Hilfseinrichtungen zu halten und ihr persönlich
vorzustehen.

(3) Alle Urkunden (§ 6 Abs. 1) müssen eigen-
händig unter Beidruck des Siegels unterzeichnet
sein und das Datum und die fortlaufende Zahl
des chronologischen Verzeichnisses enthalten.

(4) Alle urkundlichen Ausfertigungen sind in
chronologische Verzeichnisse einzutragen.

(5) Die chronologischen Verzeichnisse haben zu
enthalten:

a) die fortlaufende Geschäftszahl,
b) das Datum der Ausfertigung,
c) Vor- und Zuname, Wohnor t oder An-

schrift der Partei,
d) den Gegenstand,
e) allfällige Anmerkungen.

Diese Verzeichnisse sind als Beweismittel auf-
zubewahren.

(6) Die Ausübung der Befugnis ist im gesamten
Bundesgebiet zulässig. Es ist aber nicht zulässig,
außerhalb des ordentlichen Sitzes der Kanzlei
ständige Zweigniederlassungen (Filialbetriebe)
zur Entgegennahme von Aufträgen zu errichten.
Zur Besorgung einzelner bereits übernommener
Aufträge können Kanzleien an anderen Orten,
jedoch nur für die Dauer dieser Aufträge er-
richtet werden. Bei einer Dauer von mehr als
drei Monaten ist dies binnen zwei Wochen ab
Eröffnung der Kanzlei der örtlich zuständigen
Ingenieurkammer bekanntzugeben.

(7) Die Verlegung des Sitzes der Kanzlei be-
darf vor ihrer Durchführung der Genehmigung
des für den angestrebten Sitz der Kanzlei zu-
ständigen Landeshauptmannes.

(8) Die Verlegung des Sitzes der Kanzlei in den
Bereich einer anderen Ingenieurkammer ist im
„Amtsblatt zur Wiener Zeitung" sowie im Amts-
blatt der in Betracht kommenden Bundesländer
auf Kosten der Partei von dem für den neuen
Sitz der Kanzlei zuständigen Landeshauptmann
zu verlautbaren.
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Vertretung.

§ 21. (1) Die Architekten, Ingenieurkonsulenten
und Zivilingenieure sind verpflichtet, für den
Fall einer länger als sechs Monate dauernden Ab-
wesenheit oder sonstigen Verhinderung in der
Ausübung ihrer Befugnis die Bestellung eines
Substituten aus den Reihen der bei der In-
genieurkammer eingetragenen Mitglieder beim
Landeshauptmann zu beantragen.

(2) Wird ein solcher Antrag nicht gestellt, hat
der Landeshauptmann auf Vorschlag der In-
genieurkammer einen Substituten aus den Reihen
der Mitglieder der Ingenieurkammer zu be-
stellen.

(3) Dem Substituten ist vom Landeshauptmann
ein Bestellungsbescheid auszufertigen. Er ist in
sinngemäßer Anwendung der Bestimmungen des
§ 18 zu vereidigen. Der Substitut hat an Stelle
des Vertretenen alle Geschäfte zu besorgen. Alle
Ausfertigungen, Überprüfungen oder Beurkun-
dungen hat er unter Anführung seiner Eigen-
schaft als Substitut mit Bezugnahme auf den Be-
stellungsbescheid zu zeichnen. Der Substitut hat
sich des Siegels des Vertretenen zu bedienen.

(4) Nach Beendigung der Vertretung ist der
Substitut durch den Landeshauptmann abzu-
berufen.

(5) Innerhalb von zwei Wochen hat der Landes-
hauptmann von der Bestellung oder Abberufung
eines Substituten die in § 18 Abs. 7 erwähnten
Behörden und Ämter zu verständigen.

Erlöschen, Aberkennung und Ruhen der Befugnis.

§ 22. (1) Die Befugnis erlischt:
a) durch den dem Landeshauptmann bekannt-

gegebenen Verzicht;
b) mit dem Ableben des Befugnisinhabers;
c) durch den Verlust der österreichischen

Staatsbürgerschaft;
d) durch die rechtskräftige Verurteilung

wegen eines Verbrechens oder wegen eines
aus Gewinnsucht begangenen Vergehens
oder einer solchen Übertretung;

e) durch Unterlassung der Eidesabiegung
innerhalb von sechs Monaten nach Ver-
leihung der Befugnis ohne zureichenden
Grund;

f) durch Nichtausübung der Befugnis durch
ein Jahr, sofern sie dem Landeshauptmann
nicht oder nicht stichhältig gerechtfertigt
oder sofern das Ruhen der Befugnis nicht
angemeldet wurde;

g) durch den Verlust der Eigenberechtigung
für die Dauer dieses Abgehens;

h) durch die Eröffnung des Konkurses.
Das Erlöschen der Befugnis ist durch Bescheid

des Landeshauptmannes festzustellen.
(2) Die Befugnis ist vom Bundesministerium

für Handel und Wiederaufbau abzuerkennen:

a) wenn nachträglich festgestellt wurde, daß
eines der Erfordernisse für die Erlangung
der Befugnis nach den §§ 7 und 8 zur Zeit
der Verleihung der Befugnis nicht erfüllt
war;

b) auf Antrag des Landeshauptmannes, wenn
bei der Ausübung der Befugnis Mängel
festgestellt wurden, aus denen hervorgeht,
daß die notwendige fachliche Eignung zur
Ausübung der Befugnis mangelt.

(3) Das Erlöschen, die Aberkennung oder die
zeitweise Einstellung einer Befugnis sind auf
Kosten der zuständigen Ingenieurkammer durch
das Bundesministerium für Handel und Wieder-
aufbau im „Amtsblatt zur Wiener Zeitung" und
durch den Landeshauptmann im Amtsblatt des
in Betracht kommenden Bundeslandes zu verlaut-
baren, ferner dem für den Sitz der Kanzlei zu-
ständigen Landesgericht und Finanzamt sowie bei
Ingenieurkonsulenten für Vermessungswesen dem
Bundesamt für Eich- und Vermessungswesen und
bei Befugnissen der Fachgebiete Bergwesen, Hü t -
tenwesen und Markscheidewesen der Obersten
Bergbehörde bekanntzugeben.

(4) Feststellungsbescheide nach Abs. 1 sowie
Bescheide nach Abs. 2 sind allen Ingenieurkam-
mern und allen Landeshauptmännern sowie den
in § 18 Abs. 7 genannten Behörden und Ämtern
bekanntzugeben; Bescheide gemäß Abs. 1 über-
dies auch dem Bundesministerium für Handel
und Wiederaufbau.

(5) Architekten, Ingenieurkonsulenten und Zi-
vilingenieure können jederzeit nach Ablegung
des vorgeschriebenen Eides ihre Befugnis ruhen
lassen, wenn besondere Umstände dies rechtfer-
tigen. Sie müssen dies binnen zwei Wochen im
Wege der Ingenieurkammer dem Landeshaupt-
mann schriftlich anzeigen, welcher die in § 18
Abs. 7 genannten Behörden und Ämter zu ver-
ständigen hat.

(6) Die Wiederaufnahme der Ausübung der
Befugnis ist vorher im Wege der Ingenieurkam-
mer dem Landeshauptmann schriftlich anzuzei-
gen, der die weiteren Verständigungen an die im
§ 18 Abs. 7 genannten Behörden und Ämter zu
veranlassen hat.

Zeitweilige Einstellung der Befugnis.

§ 23. (1) Ist gegen einen Architekten, Ingenieur-
konsulenten, Zivilingenieur oder Substituten ein
strafgerichtliches Verfahren anhängig, so hat der
Landeshauptmann die Ausübung der Befugnis
für die Dauer dieses Verfahrens einzustellen,
wenn die Fortsetzung der Ausübung während
des Verfahrens bedenklich ist.

(2) Die Strafgerichte sind verpflichtet, die Ein-
leitung eines Strafverfahrens und die Erhebung
der Anklage gegen einen Architekten, Ingenieur-
konsulenten, Zivilingenieur oder Substituten so-
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wie die Verhängung der Untersuchungshaft dem
zuständigen Landeshauptmann anzuzeigen. Von
der Beendigung des Strafverfahrens haben die
Gerichte dem zuständigen Landeshauptmann
Mitteilung zu machen und, wenn das Verfahren
zu einer Verurteilung geführt hat, ihm eine Ab-
schrift des rechtskräftigen Urteiles samt Entschei-
dungsgründen zu übersenden.

(3) Für die Dauer der Einstellung der Befugnis-
ausübung nach Abs. 1 sowie in den Fällen des
§ 22 sind nach Anhörung der zuständigen In-
genieurkammer gleichzeitig die erforderlichen
Verfügungen zu treffen.

(4) Von den getroffenen Verfügungen sind die
zuständige Ingenieurkammer, sofern der Be-
schwerdeführer eine Behörde oder ein Amt ist,
diese Stellen sowie das Bundesministerium für
Handel und Wiederaufbau im Kenntnis zu
setzen.

(5) Anhängige Strafverfahren und verhängte
Strafen sind von den Verwaltungsbehörden der
zuständigen Ingenieurkammer bekanntzugeben.

Standesregeln.

§ 24. Die Architekten, Ingenieurkonsulenten
und Zivilingenieure sind zur Einhaltung der von
den zuständigen Sektionen der Ingenieurkam-
mern beschlossenen und vom Bundesministerium
für Handel und Wiederaufbau genehmigten
Standesregeln verpflichtet.

Führung des Bundeswappens und Siegelführung.

§ 25. (1) Die Architekten, Ingenieurkonsulenten
und Zivilingenieure sind verpflichtet, ein Siegel
zu führen.

(2) Das Siegel muß enthalten: das Bundes-
wappen der Republik Österreich, den Vor- und
Zunamen, akademische Grade oder die dem Stu-
dienabschluß entsprechende oder behördlich ver-
liehene Standesbezeichnung, die Art der verliehe-
nen Befugnis unter Beifügung des Fachgebietes
und den Sitz der Kanzlei. Ferner kann das Siegel
ehrenhalber verliehene akademische Grade und
ebensolche technische Berufstitel enthalten. Wei-
tere Zusätze sind nicht gestattet.

(3) Vor der Eidesabiegung ist die Genehmi-
gung der Form des Siegels zu erwirken.

(4) Die Genehmigung der Form des Siegels wird
von der Ingenieurkammer nach Überprüfung der
vorzulegenden Zeichnung erteilt. Hierüber ist
eine Bescheinigung auszustellen. Bei Verlegung
des Sitzes in den Bereich einer anderen Ingenieur-
kammer ist bei dieser die Genehmigung der Form
des neuen Siegels zu erwirken.

(5) Das Siegel muß gegen die Benützung durch
Unbefugte gesichert werden. Gerät das Siegel in
Verlust, so muß sogleich die Anzeige am die
Ingenieurkammer und den Landeshauptmann er-

stattet werden. Die Genehmigung des neu an-
zufertigenden Siegels, welches von dem verlore-
nen unterscheidbar sein muß, muß auf die in
Abs. 4 bezeichnete Weise erwirkt werden.

(6) Die Architekten, Ingenieurkonsulenten und
Zivilingenieure sind berechtigt, auf den nach den
Standesregeln zulässigen Ankündigungen und Ge-
schäftspapieren das Bundeswappen unter Bei-
fügung der Ar t des Fachgebietes ihrer verliehenen
Befugnis und des Sitzes der Kanzlei zu führen.

Legitimation.

§ 26. Jedem Architekten, Ingenieurkonsulen-
ten und Zivilingenieur (Substituten für die Dauer
ihrer Bestellung) ist durch die Ingenieurkammer
eine vom Präsidenten oder einem Vizepräsiden-
ten gefertigte und mit dem Siegel der Ingenieur-
kammer versehene Lichtbildlegitimation auszu-
stellen, welche den Namen und Sitz der Kanzlei,
die Wohnungsanschrift sowie die Geburtsdaten
des Inhabers, dessen eigenhändige Unterschrift
und die Art der verliehenen Befugnis (für Sub-
stituten die Daten des Bestellungsbescheides) zu
enthalten hat.

Bestimmungen für den Fall des Ablebens.

§ 27. (1) Im Fall des Ablebens eines Architekten,
Ingenieurkonsulenten und Zivilingenieurs ist zur
Abwicklung der Kanzlei über Vorschlag der In-
genieurkammer unter Berücksichtigung etwaiger
Wünsche des Verstorbenen oder, beim Fehlen sol-
cher, der Wünsche der Erbberechtigten durch den
Landeshauptmann ein Substitut zu bestellen.

(2) Nähere Bestimmungen über die Abwicklung
einer Kanzlei werden durch das Bundesministe-
rium für Handel und Wiederaufbau im Verord-
nungswege erlassen.

Auflösung einer Kanzlei.

§ 28. Bei Auflösung einer Kanzlei sind vom
Landeshauptmann von Amts wegen die notwen-
digen Verfügungen zu treffen und vom Stand-
punkt des öffentlichen Interesses wichtige Ur -
kunden, die chronologischen Verzeichnisse sowie
das Siegel der Ingenieurkammer zur weiteren
amtlichen Verwahrung zu übergeben.

Parteistellung der Ingenieurkammern.

§ 29. Den Ingenieurkammern kommt ein Be-
rufungsrecht zu, wenn entgegen ihrer Stellung-
nahme:

a) über die Anrechenbarkeit der von einem
Bewerber nachgewiesenen praktischen Betä-
tigung die Zulassung zur Prüfung bewilligt
oder eine Befugnis nach § 15 verliehen
wurde;

b) in dem Fall des § 17 eine Befugnis ver-
liehen wurde.
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Strafbestimmungen.

§ 30. Zuwiderhandlungen gegen die Vorschrif-
ten dieses Bundesgesetzes sowie gegen die auf
Grund desselben ergangenen Verordnungen und
Verfügungen werden, sofern sie nicht nach an-
deren Vorschriften strenger strafbar sind, als
Verwaltungsübertretungen mit Geldstrafen bis
30.000 S geahndet. Die Dauer der im Fall der
Uneinbringlichkeit der Geldstrafe zu bestimmen-
den Arreststrafe darf sechs Wochen nicht über-
steigen.

Übergangsbestimmungen.

§ 31 . (1) Die vor Inkrafttreten dieses Bundes-
gesetzes erteilten Befugnisse bleiben als Befugnisse
im Sinne der zur Zeit der Befugniserteilung gel-
tenden gesetzlichen Bestimmungen und mit all-
fälligen Erweiterungen des Berechtigungsumfanges
gemäß diesem Bundesgesetz weiter in Geltung.

(2) Die an der Fachklasse für Architektur der
ehemaligen Reichshochschule für angewandte
Kunst in Wien und späteren Hochschule für an-
gewandte Kunst abgeschlossenen Studien werden
als Studiennachweis gemäß § 9 Abs. 1 lit. a
anerkannt.

(3) Inhabern von Amtsbescheinigungen und
Opferausweisen nach dem Opferfürsorgegesetz
sowie Kriegsteilnehmern und Dienstverpflichteten
des zweiten Weltkrieges, die sich bis Ende des
Jahres 1957 u m eine Befugnis bewerben, kann
bei Zutreffen der sonstigen Voraussetzungen eine
Verkürzung der gemäß § 10 Abs. 1 vorgeschrie-
benen praktischen Verwendung um die glaub-
haft nachgewiesene Zeit der Behinderung, jedoch
u m höchstens zwei Jahre durch die Verleihungs-
behörde gewährt werden.

(4) Bewerber um die Befugnis eines Ingenieur-
konsulenten für Vermessungswesen, die vor dem
16. Juli 1928 in den Bundesvermessungsdienst
aufgenommen worden sind und die Fachprüfung
für den höheren Vermessungsdienst nicht nach-
weisen können, sind von der Prüfung gemäß
§ 11 Abs. 3 lit. a bis c dann befreit, wenn sie
eine praktische Verwendung im Bundesvermes-
sungsdienst in der Dauer von mindestens zehn
Jahren nachzuweisen vermögen.

(5) Bewerber um die Befugnis eines Ingenieur-
konsulenten für Landwirtschaft oder eines In-
genieurkonsulenten oder Zivilingenieurs für
Forstwirtschaft oder für Kulturtechnik, die vor
dem 12. Juni 1930 in den höheren technischen
Agrardienst eingetreten sind und die Fachprü-
fung für den höheren technischen Agrardienst
nicht nachweisen können, sind von der Prüfung
gemäß § 11 Abs. 3 lit. a bis c dann befreit, wenn
sie eine praktische Verwendung im höheren tech-
nischen Agrardienst in der Dauer von mindestens
zehn Jahren nachzuweisen vermögen.

(6) Die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses
Bundesgesetzes in Verwendung stehenden Siegel

sind innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten
dieses Bundesgesetzes der Ingenieurkammer zur
Überprüfung vorzulegen. Nach diesem Zeitpunkt
dürfen nur Siegel verwendet werden, die den
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes entsprechen.

(7) Die auf Grund der Ausnahmebestimmungen
der Verordnung, BGBl. Nr . 61/1937, in der Zeit
vom 13. März 1938 bis 27. April 1945 erteilten
Nachsichten gelten nicht als Nachsichten im Sinne
dieses Bundesgesetzes.

(8) Innerhalb von fünf Jahren nach Inkraft-
treten dieses Bundesgesetzes kann das Bundes-
ministerium für Handel und Wiederaufbau nach
Einholung des Gutachtens der zuständigen In-
genieurkammer Bewerbern um die Befugnis eines
Architekten auf Grund des Gutachtens eines Bei-
rates die Nachsicht der vorgeschriebenen Studien
erteilen, wenn sie mindestens zehn Jahre auf dem
Gebiete der Baukunst praktisch tätig waren und
besonders hochwertige Leistungen nachweisen
können. Der Beirat besteht aus einem Professor
der Studienrichtung Architektur einer Techni-
schen Hochschule und je einem Leiter einer Mei-
sterschule beziehungsweise Meisterklasse für Ar-
chitektur an der Akademie der bildenden Künste
in Wien und der Akademie für angewandte
Kunst in Wien und zwei Architekten als Ver-
treter der Ingenieurkammern. Die Professoren
werden jeweils vom Bundesministerium für Un-
terricht namhaft gemacht. Der Beirat kann sich
im einzelnen Falle auch für die Notwendigkeit
der Ablegung einer Prüfung aussprechen.

(9) Physische Personen, welche bis zum 31. De-
zember 1952 eine Konzession gemäß § 15 Abs. 1
Z. 6 GewO. für das Baumeistergewerbe erlangt
haben und im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses
Bundesgesetzes tatsächlich ausüben, können den
Titel „Architekt" während des Bestandes ihrer
Gewerbeberechtigung weiterführen. Dasselbe gilt
für physische Personen, die eine Konzession
gemäß § 15 Abs. 1 Z. 6 GewO. für das Brun-
nenmeister-, Maurer-, Steinmetz- oder Zimmer-
mannsgewerbe erlangt haben, jedoch unter der
Voraussetzung, daß diese Konzessionsinhaber bis
zum 31. Dezember 1952 den Titel Architekt
nachweisbar geführt und mindestens die Reife-
prüfung an einer Bundesgewerbeschule, höhere
Abteilung für Hochbau, in Österreich mit Erfolg
abgelegt haben. Die gesetzliche Befugnis eines
Architekten ist mit diesem Titel nicht ver-
bunden.

Schlußbestimmungen.

§ 32. Alle den Gegenstand dieses Bundesgesetzes
bisher regelnden Rechtsvorschriften treten mit
dem Inkraft treten dieses Bundesgesetzes außer
Wirksamkeit. Insbesondere treten außer Kraft:

a) die Staatsministerialverordnung vom
11. Dezember 1860, Z. 36.413, in der Fas-
sung der Vollzugsanweisung, StGBl.
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Nr. 171/1920 und der Verordnungen, BGBl.
Nr. II 386/1934 und BGBl. Nr. 61/1937;

b) die Verordnung des Ministeriums für öf-
fentliche Arbeiten im Einvernehmen mit
dem Ministerium des Innern, dem Ministe-
rium für Kultus und Unterricht, dann dem
Justiz-, Finanz-, Handels-, Eisenbahn- und
Ackerbauministerium vom 7. Mai 1913,
RGBl. Nr. 77, betreffend die Ziviltechniker
(Zivilingenieure und Zivilgeometer), in der
Fassung der Vollzugsanweisumg, StGBl.
Nr. 171/1920 und der Verordnungen, BGBl.
Nr. 21/1925, BGBl. Nr. 130/1926, BGBl.
Nr. 51/1931 und BGBl. Nr. 61/1937;

c) die Verordnung des Bundesministeriums
für Handel und Verkehr, BGBl. Nr. 61/
1937;

d) die Verordnung des Bundesministeriums
für Handel und Verkehr, BGBl. Nr. 12/
1938, über die Abänderung der Verord-
nung, betreffend die Ziviltechniker, RGBl.
Nr. 77/1913, in der Fassung der Verord-
nung, BGBl. Nr. 61/1937, ferner über die
Abänderung der Kundmachung, RGBl.
Nr. 127/1914, in der Fassung der Verord-
nung, BGBl. Nr. 138/1937, und über die
Aufhebung der Verordnung, RGBl. Nr. 13/
1916;

e) die Kundmachung des Ministeriums für
öffentliche Arbeiten vom 5. Juni 1914,
RGBl. Nr. 127, betreffend die Abhaltung
der Prüfungen für Bewerber um die Befug-
nis eines Ziviltechinikers (Zivilingenieurs
oder Zivilgeometers), in der Fassung der
Verordnungen des Bundesministeriums für
Handel und Verkehr, BGBl. Nr. 138/1937
und BGBl. Nr. 12/1938;

f) die Vollzugsanweisung des Staatsamtes für
Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten
im Einvernehmen mit den beteiligten
Staatsämtern vom 25. Oktober 1919, StGBl.
Nr. 510, betreffend die Einführung von
Legitimationen für Ziviltechniker und be-
hördlich autorisierte Bergbauingenieure;

g) das Bundesgesetz vom 27. Jänner 1954,
BGBl. Nr. 40, über den Nachweis der
Studien für die Erlangung der Befugnis
eines Architekten durch Absolventen einer
Meisterklasse für Architektur an der Aka-
demie für angewandte Kunst in Wien.

Vollziehung des Bundesgesetzes.

§ 33. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Handel und Wie-
deraufbau und hinsichtlich des § 23 Abs. 2 das
Bundesministerium für Justiz betraut.

Schärf
Raab Bock Pittermann

147. Bundesgesetz vom 26. Juni 1957 zur
Bekämpfung der Brucellose (Abortus Bang)

der Haustiere (Bangseuchen-Gesetz).

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. G e g e n s t a n d d e s G e s e t z e s .

Gegenstand dieses Bundesgesetzes ist die Be-
kämpfung der Brucellose der Rinder (Abortus
Bang) und, nach Maßgabe der Bestimmungen des
.§ 14, der sonstigen Haustiere (im nachfolgenden
„Seuche" oder in Wortverbindungen „Bang-"
genannt).

§ 2. B e k ä m p f u n g s g e b i e t e .

(1) Das Bundesministerium für Land- und
Forstwirtschaft bestimmt im Einvernehmen mit
dem Bundesministerium für Finanzen jeweils die
Gebiete, in denen die Seuche planmäßig (Abs. 2
und 4) zu bekämpfen ist (Bekämpfungsgebiete).
Bei der Auswahl der Gebiete und ihrer zeitlichen
Einbeziehung in das Bekämpfungsverfahren ist
im Rahmen der dem Bund aus eigenem oder
sonst zur Verfügung stehenden Mittel auf die
Bedeutung der Gebiete für die Tierzucht und
den Viehesport sowie auf den Verseuchungs-
grad der Gebiete und den Stand der Rinder-
tuberkulosebekämpfung Bedacht zu nehmen.

(2) In den Bekämpfungsgebieten sind, wenn
nicht die Einleitung eines Vorverfahrens im
Sinne des Abs. 4 angeordnet wurde, nach einem
vom Landeshauptmann nach Anhörung der
Landwirtschaftskammer aufgestellten Plan die
bangverseuchten Rinder festzustellen (§ 3), aus
den Beständen auszuscheiden (§ 4) und entweder
unmittelbar oder nach einer vorübergehenden
Nutzverwertung (§ 6) der Schlachtung zuzufüh-
ren (Tilgungsverfahren). Der Plan hat in fach-
licher und organisatorischer Hinsicht die ein-
wandfreie Durchführung der Bekämpfung zu ge-
währleisten und es müssen hiefür die erforder-
lichen Mittel sichergestellt sein. Der Plan bedarf
der Genehmigung des Bundesministeriums für
Land- und Forstwirtschaft.

(3) In das Bekämpfungsverfahren sind auch die
Bestände jener Viehhaltungsbetriebe ein-
zubeziehen, die zwar außerhalb eines Bekämp-
fungsgebietes liegen, deren Besitzer jedoch ein
ihnen zustehendes Weiderecht im Bekämpfungs-
gebiet ausüben wollen.

(4) Für stark verseuchte Bekämpfungsgebiete
kann das Bundesministerium für Land- und
Forstwirtschaft, wenn die Ausmerzung der bang-
verseuchten Rinder nach den Fristen des Til-
gungsverfahrens den Tierhaltern des Gebietes die
Weiterführung ihrer Viehwirtschaft wesentlich
erschwert, anordnen, daß dem Tilgungsverfahren
Maßnahmen voranzugehen haben (§ 5), durch
die vorerst der Grad der Verseuchung in diesem
Gebiet herabgesetzt wird (Vorverfahren).
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(5) Das Bundesministerium für Land- und
Forstwirtschaft hat für ein Gebiet, für das aus-
reichende Unterlagen über die Verseuchung nicht
zur Verfügung stehen, Erhebungen anzuordnen,
um den Verseuchungsgrad dieses Gebietes mit
hinreichender Genauigkeit festzustellen (Orien-
tierungsverfahren).

(6) Unter Bestand im Sinne dieses Bundes-
gesetzes ist die Gesamtheit der Rinder eines
Viehhaltungsbetriebes zu verstehen, die vieh-
wirtschaftlich und betreuungsmäßig eine selb-
ständige Einheit darstellt.

§ 3. F e s t s t e l l u n g s v e r f a h r e n u n d
S c h u t z m a ß n a h m e n i m B e k ä m p -

f u n g s g e b i e t .

(1) Das Verfahren zur Feststellung der Seuche
in einem Bekämpfungsgebiet hat sämtliche Be-
stände im Bekämpfungsgebiet zu erfassen. Zu
untersuchen sind die ansteckungsfähigen Rinder
der Bestände (Feststellungsverfahren).

(2) Wird in einem Bestand auch nur ein Rind
als bangpositiv festgestellt (Bangreagent), so ist
der Bestand bangverseucht im Sinne dieses Bun-
desgesetzes.

(3) Der Amtstierarzt hat von Amts wegen zu
kennzeichnen

a) jedes Tier, das zur Untersuchung kommt,
durch Ohrmarke, es sei denn, daß es durch
eine solche bereits gekennzeichnet ist,

b) überdies jeden Ausscheider (§ 4 Abs. 2)
durch zweimalige und jeden sonstigen
Bangreagenten durch einmalige Lochung
des rechten Ohres (Lochdurchmesser
15 mm).

(4) In den Beständen der Bekämpfungsgebiete
hat der Tierhalter alle Vorkehrungen zu treffen,
die zur Hintanhaltung der Ausbreitung der
Seuche wie auch der Ansteckung von Menschen
erforderlich sind (wie Absonderung, Desinfek-
tion). Insbesondere dürfen Rinder in die Be-
stände nur dann eingestellt werden, wenn hie-
durch weder eine Einschleppung der Seuche in
den Bestand noch eine Ansteckung der ein-
gebrachten Rinder zu befürchten ist, noch die
Feststellung der Seuche verzögert oder gefährdet
wird. Das Nähere hat das Bundesministerium
für Land- und Forstwirtschaft im Einvernehmen
mit dem Bundesministerium für soziale Verwal-
tung durch Verordnung festzusetzen.

§ 4. S a n i e r u n g d e r b a n g v e r s e u c h -
t e n B e s t ä n d e i m B e k ä m p f u n g s g e -

b i e t .

(1) In bangverseuchten Beständen ist die
Seuche durch Abgabe der Bangreagenten zu til-
gen (Sanierung des Bestandes).

(2) Rinder, die Bangbakterien ausscheiden oder
von denen anzunehmen ist, daß sie jederzeit mit
dem Ausscheiden beginnen können (Ausscheider),

hat der Tierhalter spätestens binnen zwei Wo-
chen, nachdem ihm von der Bezirksverwaltungs-
behörde das Untersuchungsergebnis bekanntge-
geben wurde, abzugeben, es sei denn, daß be-
reits sämtliche Rinder des Bestandes Reagenten
sind und bei Weiterbelassung der Ausscheider
im Bestande eine Ansteckung von Rindern an-
derer Bestände mit Sicherheit ausgeschlossen ist.

(3) Ausscheider, die nicht unter Abs. 2 fallen,
und sonstige Bangreagenten hat der Besitzer des
verseuchten Bestandes innerhalb einer Frist von
mindestens drei Monaten und höchstens zwei
Jahren abzugeben. Innerhalb dieser Grenze hat
das Bundesministerium für Land- und Forstwirt-
schaft durch Verordnung die Frist nach dem
Verseuchungsgrad des Bekämpfungsgebietes und
der Bestände und nach der Größe des Betriebes
so festzulegen, daß die Freimachung des Be-
kämpfungsgebietes unter tunlichster Vermei-
dung wirtschaftlicher Härten ehebaldigst er-
reicht wird.

(4) In den Beständen ist nach Entfernung der
Bangreagenten die Desinfektion des Stalles unter
amtlicher Aufsicht und das durch Verordnung
bestimmte Nachuntersuchungsverfahren durch-
zuführen.

§ 5. Vorverfahren im Bekämp-
fungsgebiet.

(1) Das Bundesministerium für Land- und
Forstwirtschaft bestimmt gleichzeitig mit der
Erklärung eines Gebietes zum Bekämpfungs-
gebiet, ob ein Vorverfahren im Sinne des § 2
Abs. 4 einzuleiten ist.

(2) Dem Vorverfahren hat sich, wenn die Vor-
aussetzung des § 2 Abs. 4 wegfällt, das Til-
gungsverfahren anzuschließen. Den Zeitpunkt
der Beendigung des Vorverfahrens stellt das Bun-
desministerium für Land- und Forstwirtschaft
fest.

(3) Das Vorverfahren umfaßt folgende Maß-
nahmen:

a) Der Amtstierarzt hat die bakteriologisch
positiven Rinder festzustellen. Dieses Ver-
fahren ist alljährlich zu wiederholen. Die
Rinder, bei denen ein positives Ergebnis
nachgewiesen wird, sind von Amts wegen
durch zweimalige Lochung des rechten
Ohres (Lochdurchmesser 15 mm), sonstige
Milchreagenten durch besondere Ohrmar-
ken zu kennzeichnen.

b) Der Tierhalter hat die bakteriologisch po-
sitiven Rinder hinnen zwei Wochen, nach-
dem ihm das Untersuchungsergebnis be-
kanntgegeben wurde, abzugeben und nach
den Bestimmungen des § 6 Abs. 1 der
Verwertung zuzuführen.

c) Die weiblichen Jungrinder im Alter von
sechs bis zwölf Monaten sind auf Antrag
des Tierhalters, wenn eine Berührung mit
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bangkranken oder -verdächtigen Rindern
nicht ausgeschlossen ist, zu schutzimpfen.
Innerhalb eines Zeitraumes von 1 1/2 Jahren
vor Beendigung des Vorverfahrens dürfen
Schutzimpfungen jedoch nicht mehr durch-
geführt werden.

d) Der Tierhalter hat nach Möglichkeit einen
Abkalbestall oder zumindest — je nach
der Größe des Bestandes — einen oder
mehrere Abkalbestände einzurichten.

e) Nach Entfernung der Reagenten ist der
Stall unter amtlicher Aufsicht zu desinfi-
zieren.

(4) Die Einstellung von Rindern in die Be-
stände ist zulässig; wird jedoch ein Rind aus
bangfreien Beständen oder Gebieten eingestellt,
so besteht kein Anspruch auf eine Entschädigung,
auch wenn es auf behördliche Anordnung ab-
gegeben werden muß.

§ 6. V e r w e r t u n g d e r R e a g e n t e n .

(1) Die Bangreagenten sind unmittelbar an
Schlachtbetriebe zur Schlachtung abzugeben.
Diese ist innerhalb einer Woche nach der Ent-
fernung der Bangreagenten aus dem Bestande
durchzuführen.

(2) Bangreagenten gemäß § 4 Abs. 3, die nicht
Ausscheider sind, dürfen, wenn dadurch eine
bessere Verwertung ohne Beeinträchtigung der
Seuchenbekämpfung erzielt werden kann, anstatt
an Schlachtbetriebe auch an Nutzreagenten-Ver-
wertungsbetriebe (Bang) abgegeben werden.
Diese sind berechtigt, die Reagenten vor Abgabe
zur Schlachtung vorübergehend zu nutzen. Nach
der Nutzung dürfen sie nur zum Zwecke der
Schlachtung abgegeben werden.

(3) Der Tierhalter oder, wenn nicht er selbst
die Verbringung durchführt, der Vermittlungs-
betrieb (Genossenschaft und Handelsbetrieb) hat
die Nutzreagenten vom verseuchten Bestand
oder, wenn die Nutzreagenten zum Verkauf
aufgetrieben werden, vom Standort des Auf-
triebes ohne Zwischeneinstallung in den Ver-
wertungsbetrieb zu überführen. Das Bundes-
ministerium für Land- und Forstwirtschaft hat
im Einvernehmen mit den Bundesministerien
für Handel und Wiederaufbau und für Ver-
kehr und Elektrizitätswirtschaft zwecks Über-
wachung der Überführung nähere Vorschriften
durch Verordnung zu erlassen (wie Vorschrei-
bung von Verladelisten, Kontrolle beim Ein-
und Ausladen).

(4) Als Nutzreagenten-Verwertungsbetriebe
(Bang) sind nach Anhörung des Landeshaupt-
mannes und der Landwirtschaftskammer vom
Bundesministerium für Land- und Forstwirt-
schaft nach Bedarf Landwirtschaftsbetriebe zu-
zulassen, die außerhalb der Bekämpfungsgebiete
und der bangfreien Gebiete liegen und bei denen
die Gewähr gegeben ist, daß keine Gefahr einer

Verschleppung der Seuche in andere Gehöfte
besteht. Die Zulassung kann von Bedingungen
abhängig gemacht werden, die geeignet sind, die
Ansteckung anderer Rinder zu verhindern (wie
getrennte Aufstallung der Nutzreagenten, Ver-
bot der Kälberaufzucht).

(5) Verstößt ein Verwertungsbetrieb gegen die
Bestimmungen des Abs. 2 letzter Satz oder gegen
die Zulassungsbedingungen gemäß Abs. 4 und
ist damit die Gefahr einer Seuchenverbreitung
verbunden, so hat das Bundesministerium für
Land- und Forstwirtschaft die Zulassung zurück-
zunehmen.

§ 7 . B a n g f r e i e B e s t ä n d e i m B e k ä m p -
f u n g s g e b i e t .

(1) Ein Bestand ist ein bangfreier Bestand im
Sinne dieses Bundesgesetzes, wenn

a) das Feststellungsverfahren (§ 3) oder in
sanierten Beständen das Nachunter-
suchungsverfahren ein negatives Ergebnis
aufgewiesen hat,

b) vom Zeitpunkte der Einbeziehung des Be-
standes in das Bekämpfungsverfahren die
Rinder nur auf eigenen oder, wenn auf
gemeinsamen Weiden, nur auf bangfreien
geweidet wurden und

c) keine Rinder entgegen den Bestimmungen
des § 3 Abs. 4 in den Bestand eingestellt
wurden.

(2) Der Landeshauptmann hat alljährlich eine
Untersuchung der bangfreien Bestände anzuord-
nen (periodische Untersuchung).

(3) Ein bangfreier Bestand verliert seine Eigen-
schaft als solcher und ist wie ein verseuchter
Bestand zu behandeln, wenn

a) die periodische Untersuchung oder eine
aus sonstigem Anlaß vorgenommene Un-
tersuchung bei einem Rind des Bestandes
ein positives Ergebnis aufweist,

b) Rinder des Bestandes auf gemeinsamen
Weiden, die nicht bangfrei sind, geweidet
wurden oder

c) in den Bestand Rinder, die nicht aus bang-
freien Beständen oder aus bangfreien Ge-
bieten (§ 8) stammen, eingestellt wurden.

(4) Den Verlust der Eigenschaft als bangfreier
Bestand hat der Landeshauptmann durch Be-
scheid festzustellen.

§ 8. B a n g f r e i e s G e b i e t .

(1) Ist ein Bekämpfungsgebiet nach dem Er-
gebnis des Feststellungsverfahrens (§ 3) bangfrei
oder wurde in einem Bekämpfungsgebiet die
Seuche getilgt, so hat das Bundesministerium für
Land- und Forstwirtschaft dieses Gebiet zu
einem bangfreien Gebiet zu erklären.

(2) Die periodischen Untersuchungen sind auch
in bangfreien Gebieten durchzuführen; das Bun-
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desministerium für Land- und Forstwirtschaft
kann jedoch durch Verordnung den Zeitraum
zwischen zwei aufeinanderfolgenden Unter-
suchungen bis zu drei Jahren erhöhen, wenn die
Seuchenlage im Bundesgebiet dem nicht ent-
gegensteht.

(3) Die Eigenschaft der Bangfreiheit eines Ge-
bietes geht durch vereinzeltes Auftreten der
Seuche im bangfreien Gebiet nicht verloren, es
sei denn, daß im Bekämpfungsgebiet oder in
einem mindestens einen politischen Bezirk um-
fassenden Teilgebiet der Hundertsatz der bang-
verseuchten Bestände 0'5 oder der Hundertsatz
der bangverseuchten Rinder 0'2 erreicht. Den
Verlust der Bangfreiheit stellt das Bundesmini-
sterium für Land- und Forstwirtschaft fest.

(4) Wird in einem Bestand eines bangfreien
Gebietes ein neuerlicher Ausbruch der Seuche
oder der Verdacht eines neuerlichen Ausbruches
festgestellt, so sind auf ihn die Bestimmungen,
die für die verseuchten Bestände gelten, mit fol-
genden Abänderungen anzuwenden:

a) Das Verfahren zur Feststellung der Re-
agenten ist unverzüglich einzuleiten.

b) Sämtliche Reagenten sind durch zwei-
malige Lochung des rechten Ohres zu
kennzeichnen, binnen zwei Wochen aus
dem Bestande auszuscheiden und gemäß
§ 6 Abs. 1 der Verwertung zuzuführen.

c) Aus dem Bestand darf ein Rind nicht ab-
gegeben werden, es sei denn zu Schlacht-
zwecken (Sperre).

d) Jedes Muttertier, das gekalbt hat, ist nach
Ablauf von zwei Wochen nach der Abkal-
bung zu untersuchen.

§ 9. B a n g f r e i e B e s t ä n d e a u ß e r h a l b
der Bekämpfungsgebiete,

(1) Bestände, die außerhalb eines Bekämpfungs-
gebietes oder in einem Bekämpfungsgebiet mit
Vorverfahren ihren Standort haben, können auf
Antrag des Besitzers als bangfreie Bestände an-
erkannt werden. Über den Antrag entscheidet
der Landeshauptmann. Dem Antrag ist statt-
zugeben, wenn die Voraussetzungen des § 7
Abs. 1 vorliegen. Auf solche Bestände sind die
§§ 3, 4 und 7 sinngemäß anzuwenden.

(2) Der Besitzer eines solchen Bestandes ist
jederzeit berechtigt, auf die Fortsetzung des Ver-
fahrens oder, wenn der Bestand amtlich als
bangfrei anerkannt wurde, auf die Anerkennung
zu verzichten. Ein solcher Verzicht ist dem Lan-
deshauptmann anzuzeigen.

§ 10. Z e u g n i s s e .
(1) Dem Tierhalter ist zu bescheinigen
a) von Amts wegen die Bangfreiheit des Be-

standes, wenn das Vorliegen der Voraus-
setzungen des § 7 Abs. 1 festgestellt wird

(Zeugnis über die Bangfreiheit des Bestan-
des),

b) von Amts wegen die Anerkennung als
bangfreier Bestand für Bestände außerhalb
der Bekämpfungsgebiete oder in Bekämp-
fungsgebieten mit Vorverfahren, wenn die
Voraussetzungen des § 9 Abs. 1 vorliegen
(Zeugnis über die Anerkennung der Bang-
freiheit eines Bestandes),

c) auf Antrag des Tierhalters die Bangfrei-
heit des Einzelrindes, wenn das Rind aus
einem bangfreien oder als bangfrei aner-
kannten Bestand stammt und überdies die
Untersuchung des Rindes die Bangfreiheit
ergibt (bangfreies Rind). Das Zeugnis ver-
liert mit Ablauf von zwei Wochen, vom
Tage der Untersuchung an gerechnet, seine
Gültigkeit.

(2) Für Tiere aus bangfreien Gebieten kann
auf Antrag des Tierhalters an Stelle des Zeug-
nisses im Sinne des Abs. 1 lit. a ein Zeugnis über
die Bangfreiheit des Gebietes ausgestellt werden.

(3) Die Zeugnisse im Sinne der Abs. 1 und 2
hat der Landeshauptmann auszustellen. Bei
Wegfall der Voraussetzungen sind die Zeugnisse
einzuziehen.

(4) Die Zeugnisse, die auf Grund dieses Bun-
desgesetzes auszustellen sind, sind von den Stem-
pelgebühren nach dem Gebührengesetz 1946,
BGBl. Nr . 184, sowie von den Bundesverwal-
tungsabgaben befreit.

§ 11. A n z e i g e p f l i c h t .

(1) Der Tierhalter ist verpflichtet, jedes bei
seinen Rindern vorkommende vorzeitige Aus-
stoßen der Frucht (Verwerfen) binnen 24 Stun-
den der Gemeinde anzuzeigen. Die Gemeinde
hat die Anzeige unverzüglich an die Bezirksver-
waltungsbehörde weiterzuleiten.

(2) Stehen die Rinder unter Aufsicht, in der
Obhut oder in Verwahrung anderer Personen
(Hirten, Transportbegleiter u. dgl.), so haben
auch diese Personen die Anzeige (Abs. 1) zu
erstatten und überdies den Besitzer unverzüg-
lich vom Verwerfen in Kenntnis zu setzen. Wird
von einer dieser anzeigepflichtigen Personen je-
doch die Anzeige erstattet, so entfällt diese Ver-
pflichtung für die anderen.

(3) Die Verpflichtung der in den Abs. 1 und 2
genannten Personen zur Anzeige entfällt ferner,
wenn das Rind in der Behandlung eines Tier-
arztes steht oder, wenn dies nicht der Fäll ist,
der Anzeigepflichtige den Tierarzt vom Verwer-
fensfall unverzüglich verständigt.

(4) Der Tierarzt hat, wenn er gemäß Abs. 3
verständigt wird oder sonst in Ausübung seines
Berufes ein Verwerfen oder Erscheinungen, die
den Verdacht dieser Seuche erregen, feststellt,
unverzüglich) der Bezirksverwaltungsbehörde und
der Gemeinde die Anzeige zu erstatten.



848 43. Stück — Ausgegeben am 8. Juli 1957 — Nr . 147

(5) Der Amtstierarzt hat auf Grund der An-
zeige oder wenn er sonst von einem verdäch-
tigen Verwerfensfall Kenntnis erlangt, die geeig-
neten Erhebungen zur Feststellung der Seuche
durchzuführen. Bei Beständen, die in das Til-
gungsverfahren einbezogen wurden, oder in
bangfreien Gebieten ist bei positivem Befund
das Nachuntersuchungsverfahren einzuleiten.

(6) Der Tierhalter hat alle Vorkehrungen zu
treffen, die geeignet sind, die Ansteckung anderer
Tiere hintanzuhalten, wie Absonderung der
kranken und verdächtigen Rinder, unschädliche
Beseitigung der ansteckungsgefährlichen Teile
und Desinfektion der Ställe.

§ 12. U n t e r s u c h u n g s v e r f a h r e n ;
H e i l b e h a n d l u n g .

(1) Das Bundesministerium für Land- und
Forstwirtschaft hat unter Bedachtnahme auf die
Ergebnisse der wissenschaftlichen Forschung
durch Verordnung festzulegen:

a) die zulässigen Untersuchungsmethoden zur
Feststellung der Ansteckung, der Keimaus-
scheidung oder des Ausscheidungsverdach-
tes (wie Untersuchung des Blutes oder der
Milch);

b) soweit in diesem Bundesgesetz ein Ver-
fahren zur Feststellung der Seuche oder
der Bangfreiheit vorgesehen ist, den Gang
der Untersuchung (wie die Anzahl und
Art der erforderlichen Einzeluntersuchun-
gen, die Dauer des dazwischenliegenden
Zeitraumes);

c) die zur Entnahme der Untersuchungspro-
ben berechtigten Personen und

d) die Untersuchungsstellen.
(2) Der Tierhalter ist verpflichtet, die nach

diesem Bundesgesetz erforderlichen Unter-
suchungen, insbesondere die Entnahme von Blut
und Milchproben, sowie die Durchführung der
Kennzeichnung zu dulden. Er hat ferner den
mit der Feststellung und Bekämpfung der Seuche
befaßten Organen jede nötige Hilfe zu gewäh-
ren.

(3) An Rindern, welche mit der Seuche behaf-
tet sind, dürfen Heilverfahren zur Bekämpfung
dieser Seuche nur von Tierärzten durchgeführt
werden.

§ 13. Impfung.

(1) Schutzimpfungen der Rinder gegen die
Seuche sind, unbeschadet der Bestimmungen des
§ 5, verboten.

(2) Für Bestände außerhalb der Bekämpfungs-
gebiete kann der Landeshauptmann Ausnahmen,
jedoch nur für weibliche Rinder im Alter von
6 bis 12 Monaten, bewilligen, wenn diese infolge
Vorliegens von Umständen, wie Weidegang oder
Transport, der Gefahr der Ansteckung beson-
ders ausgesetzt sind. Die Bewilligung der Schutz-

impfung ist für Rinder eines Gebietes zu ver-
sagen, dessen Einbeziehung in das Tilgungsver-
fahren in Aussicht genommen ist.

(3) Schutzimpfungen dürfen nur von Tier-
ärzten und nur mit einem vom Bundesministe-
rium für Land- und Forstwirtschaft unter
Bedachtnahme auf den Stand der wissenschaft-
lichen Forschung zugelassenen Impfstoff vor-
genommen werden. Die Schutzimpfungen unter-
liegen der amtstierärztlichen Überwachung.

(4) Die geimpften Rinder sind zu kennzeich-
nen. Zu Zucht- oder Nutzzwecken dürfen sie
nur abgegeben werden

a) an nicht verseuchte Bestände, wenn die
serologische Blutuntersuchung ein nega-
tives Ergebnis aufweist,

b) an verseuchte Bestände, wenn sie ihren
Standort außerhalb der Bekämpfungs-
gebiete haben.

§ 14. B e k ä m p f u n g d e r S e u c h e b e i
a n d e r e n H a u s t i e r e n a l s R i n d e r n .

(1) Besteht der Verdacht, daß in einem Be-
stände, der in das Bekämpfungsverfahren ein-
bezogen wurde, die Brucellose auf die Rinder
von anderen Haustieren des Betriebes (wie Zie-
gen, Schafe, Schweine) übertragen werden kann,
so hat der Landeshauptmann die Untersuchung
auch dieser Haustiere anzuordnen.

(2) Ergibt die Untersuchung, daß Haustiere im
Sinne des Abs. 1 positiv reagieren, so hat auf
Anordnung des Landeshauptmannes der Tier-
halter diese Haustiere von den Rindern seines
Bestandes so abzusondern, daß deren weitere
Ansteckung ausgeschlossen ist.

(3) Gehören die Tiere zu einem landwirt-
schaftlichen Betrieb, der in einem Bekämpfungs-
gebiet seinen Standort hat, so hat der Landes-
hauptmann überdies eine Frist zu setzen, inner-
halb der die Tiere der Schlachtung zuzuführen
sind. Die Frist ist so zu bemessen, daß in der
Freimachung des Bekämpfungsgebietes von der
Seuche keine Verzögerung eintritt .

(4) Wurden die Maßnahmen gemäß Abs. 1
bis 3 angeordnet, so gilt ein Bestand

a) auch dann als verseucht (§ 3 Abs. 2), wenn
ein untersuchtes Haustier positiv ist, und

b) erst dann als bangfrei (§ 7 Abs. 1), wenn
nach Entfernung sowohl des letzten Rea-
genten als auch des sonstigen kranken
Haustieres das Nachuntersuchungsverfahren
bei allen vorhandenen Tieren zu einem
negativen Ergebnis geführt hat.

§ 15. B e s c h r ä n k u n g e n i m V e r k e h r
m i t R i n d e r n .

(1) Zur Schlachtung bestimmte Rinder, die in
ein Bekämpfungsgebiet oder bangfreies Gebiet
eingebracht werden, sind ohne Zwischeneinstal-
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lung in ein Schlachthaus oder in eine gewerbliche
Schlachtlokalität zu leiten und müssen innerhalb
einer Woche nach dem Einlangen am Bestim-
mungsort geschlachtet werden.

(2) Rinder, die zu Zucht- oder Nutzzwecken
bestimmt sind, dürfen in ein bangfreies Gebiet
nur eingebracht werden, wenn sie aus bangfreien
Beständen oder Gebieten stammen.

(3) Rinder aus bangfreien Beständen oder Ge-
bieten dürfen mit anderen Rindern nicht gemein-
sam in einem Eisenbahnwagen, Kraftfahrzeug,
Schiffsabteil oder Flugzeug versendet werden. Die
etwaige Herkunft der Rinder aus bangfreien
Beständen oder Gebieten hat der Versender auf
den Transportpapieren zu vermerken. Sollen in
einem Eisenbahnwagen, Kraftfahrzeug, Schiffs-
abteil oder Flugzeug Rinder mehrerer Versen-
der gemeinsam befördert werden, hat das Ver-
kehrsunternehmen dafür Sorge zu tragen, daß
Rinder aus bangfreien Beständen oder Gebieten
getrennt von anderen Rindern befördert werden.

(4) Soweit die Rinder gemäß § 11 des Gesetzes
vom 6. August 1909, RGBl. Nr , 177, betreffend
die Abwehr und Tilgung von Tierseuchen, beim
Ein- oder Ausladen zu untersuchen sind, ist von
den hiezu bestimmten Tierärzten auch die Ein-
haltung der Bestimmungen der Abs. 1 bis 3 zu
überwachen.

§ 16. W e i d e v e r k e h r .

(1) Der Landeshauptmann hat je nach dem Be-
darf und dem Stand der Bangbekämpfung durch
Verordnung Weiden zu bestimmen, auf denen
nur bangfreie Rinder oder Rinder aus bangfreien
Beständen (bangfreie Weiden) oder nur Rinder
aus verseuchten Beständen (Bangweiden) weiden
dürfen.

(2) Besteht hinsichtlich bestimmter Weiden die
Gefahr, daß beim Auftrieb oder Weiden Rinder
aus bangfreien Beständen mit Bangreagenten
oder nicht untersuchten Rindern in Berührung
kommen, so hat der Landeshauptmann durch
Verordnung den Auftrieb oder das Weiden der
Bangreagenten und nicht untersuchten Rinder
zu verbieten oder nur unter solchen Beschrän-
kungen zu gestatten, die geeignet sind, ein Zu-
sammentreffen mit Rindern aus bangfreien Be-
ständen zu vermeiden (Benützung bestimmter
Wege, Errichtung von Zäunen, zeitliche Begren-
zung des Auftriebes u. dgl.).

§ 17. V i e h m ä r k t e , A b s a t z v e r a n s t a l -
t u n g e n , T i e r a u k t i o n e n u n d T i e r -

s c h a u e n .

(1) Der Landeshauptmann hat je nach dem
Bedarf und dem Stand der Bangbekämpfung
durch Verordnung Viehmärkte oder Abteilungen
von Viehmärkten zu bestimmen, auf die nur
bangfreie Rinder aufgetrieben werden dürfen
(bangfreie Viehmärkte und bangfreie Viehmarkt-
abteilungen).

(2) Bangreagenten und nicht untersuchte Rin-
der sind von solchen Viehmärkten oder Vieh-
marktabteilungen und deren Einrichtungen fern-
zuhalten.

(3) Sind auf Viehmärkten nur einzelne Ab-
teilungen für bangfreie Rinder bestimmt, so
müssen diese Abteilungen vom übrigen Vieh-
markt so abgetrennt sein, daß jede Ansteckung
durch andere Tiere ausgeschlossen ist.

(4) Für Absatzveranstaltungen, Tierauktionen
und Tierschauen, die für bangfreie Rinder be-
stimmt sind, gelten die Vorschriften der Abs. 2
und 3 sinngemäß.

§ 18. H a n d e l s s t a l l u n g e n f ü r b a n g -
freie Rinder.

(1) Jeder Inhaber eines Handelsstalles kann
diesen als Handelsstall für bangfreie Rinder bei
der Bezirksverwaltungsbehörde anmelden.

(2) Ein Handelsstall für bangfreie Rinder darf
als solcher erst nach der veterinärpolizeilichen Ge-
nehmigung durch die Bezirksverwaltungsbehörde
in Benützung genommen werden. Die Geneh-
migung ist zu erteilen, wenn der Stall und seine
Einrichtung leicht zu reinigen und zu desin-
fizieren sind und eine räumliche Absonderung
der kranken oder verdächtigen Rinder möglich
ist. Wesentliche Änderungen in der Anlage sind
zur Genehmigung anzuzeigen.

(3) Der Handelsstall ist als solcher zu kenn-
zeichnen, periodisch zu reinigen und zu desinfi-
zieren, ferner hat der Betriebsinhaber ein Ver-
zeichnis über den Zu- und Abverkauf von Rin-
dern zu führen. Das Nähere hat das Bundes-
ministerium für Land- und Forstwirtschaft im
Einvernehmen mit dem Bundesministerium für
Handel und Wiederaufbau durch Verordnung zu
regeln.

(4) Der Handelsstall unterliegt der amtstier-
ärztlichen Aufsicht.

(5) Zeigen sich nachträglich Übelstände, deren
Abstellung im Interesse eines einwandfreien Be-
triebes geboten ist, oder werden die vorstehenden
Bestimmungen nicht eingehalten, so hat der
Landeshauptmann die Berechtigung, einen bang-
freien Handelsstall zu führen, zu entziehen.

§ 1 9 . A u s m e r z e n t s c h ä d i g u n g .

(1) Tierhalter haben für Rinder, die auf be-
hördliche Anordnung gemäß § 4, § 5 Abs. 3,
§ 7 Abs. 3 und § 8 Abs. 4 abgegeben werden
mußten, Anspruch auf eine Ausmerzentschädi-
gung aus Bundesmitteln, sofern die Verwertung
im Sinne des § 6 für sämtliche in einer Anord-
nung zur Abgabe bestimmten Rinder nachge-
wiesen wird. Für die Bemessung der Entschädi-
gung ist der Zeitpunkt der Anordnung der Ab-
gabe maßgebend. Für ein Rind darf nur ein-
mal die Entschädigung gewährt werden.

(2) Die Ausmerzentschädigung ist mit einem
festen Betrag je Rind zu bemessen, dessen Höhe
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vom Bundesministerium für Land- und Forst-
wirtschaft im Einvernehmen mit dem Bundes-
ministerium für Finanzen durch Verordnung
festzusetzen ist. Sie beträgt je Rind höchstens
900 S (Grundbetrag). Zu diesem Grundbetrag
kommt für Rinder aus Beständen, die in Berg-
bauerngebieten ihren Standort haben, ein Ge-
bietszuschlag und für Herdbuchrinder ein Herd-
buchzuschlag je bis zu einem Drittel des Grund-
betrages der Ausmerzentschädigung. Als Berg-
bauerngebiete gelten die in der Verordnung des
Bundesministeriums für Finanzen vom 11. Jän-
ner 1956, BGBl. Nr . 14, aufgezählten Gemeinden.
Der Herdbuchnachweis ist durch Vorlage eines
Herdbuchauszuges oder eines Abstammungsnach-
weises einer von der Landwirtschaftskammer an-
erkannten Züchtervereinigung zu erbringen.

(3) Der Tierhalter verliert seinen Anspruch auf
eine Ausmerzentschädigung, wenn er oder sein
Beauftragter (§ 11 Abs. 2) einer auf Grund
dieses Bundesgesetzes bestehenden Verpflichtung
nicht nachkommt.

(4) Wenn der Tierhalter oder sein Beauftrag-
ter nach dem Zuspruch einer Ausmerzentschädi-
gung einer auf Grund dieses Bundesgesetzes be-
stehenden Verpflichtung nicht nachkommt, so hat
er die Ausmerzentschädigung, bei mehreren Aus-
merzentschädigungen die ihm zuletzt zugespro-
chene, rückzuerstatten. Überdies wird er gemäß
Abs. 3 auch eines etwa neu entstandenen An-
spruches auf eine Ausmerzentschädigung ver-
lustig. Nach Ablauf von drei Jahren, gerechnet
ab dem Zeitpunkt des Zuspruches der Ausmerz-
entschädigung, kann eine Rückerstattung nicht
mehr geltend gemacht werden.

(5) Über die Gewährung und die Rückerstat-
tung der Ausmerzentschädigung entscheidet das
Bundesministerium für Land- und Forstwirt-
schaft.

§ 20. Kosten.

(1) Der Tierhalter hat die Kosten zu tragen,
die in einem Bekämpfungsgebiet oder in einem
bangfreien Gebiet aus Anlaß der periodischen
Untersuchung, der Absonderung, der Wartung
und der Beaufsichtigung der Tiere auflaufen, so-
wie die bei der Durchführung der Desinfektion
notwendigen Hand- und Zugarbeiten zu leisten.
Weiters hat er in einem Bekämpfungsgebiet
mit Vorverfahren oder außerhalb eines Be-
kämpfungsgebietes auch die Kosten zu tragen,
die aus Anlaß der Durchführung des Verfahrens
zur Anerkennung eines Bestandes als bangfreier
Bestand auflaufen.

(2) Für Rinder auf bangfreien Almen oder
Weiden, die Anzeichen des Verwerfens zeigen
und vom Hirten so rechtzeitig abgetrieben wur-
den, daß sie außerhalb des Bereiches von Almen
oder Weiden verwerfen, kann der Landeshaupt-
mann dem Hirten Prämien gewähren, deren
Höhe vom Bundesministerium für Land- und
Forstwirtschaft im Einvernehmen mit dem Bun-

desministerium für Finanzen durch Verordnung
festzusetzen ist. Sie dürfen den Betrag von 100 S
je Tier nicht übersteigen.

§ 2 1 . V e r l a u t b a r u n g e n .

(1) Das Bundesministerium für Land- und
Forstwirtschaft hat durch Kundmachung im
„Amtsblatt zur Wiener Zeitung" zu verlaut-
baren:

a) die Festlegung der Bekämpfungsgebiete ein-
schließlich der in das Bekämpfungsverfah-
ren einbezogenen Bestände (§ 2 Abs. 1
und 3),

b) die Anordnung eines Orientierungsver-
fahrens (§ 2 Abs. 5),

c) die Anordnung eines Vorverfahrens und
den Zeitpunkt der Beendigung des Vor-
verfahrens (§ 2 Abs. 4 und § 5 Abs. 2),

d) die Erklärung zum bangfreien Gebiet und
den Verlust der Bangfreiheit (§ 8 Abs. 1
und 3).

(2) Die Kundmachungen treten am Tage nach
ihrer Verlautbarung in Wirksamkeit, sofern
nicht in der Kundmachung ein anderer Wirksam-
keitsbeginn festgesetzt ist.

(3) Vor Verlautbarung einer Kundmachung im
Sinne des Abs. 1 sind der Landeshauptmann und
die Landwirtschaftskammer zu hören.

§ 22. S t r a f b e s t i m m u n g e n .

Wer diesem Bundesgesetz oder den auf Grund
dieses Bundesgesetzes ergangenen Verordnungen
oder Verfügungen zuwiderhandelt, begeht eine
Verwaltungsübertretung und ist hiefür, sofern
die Tat nicht nach anderen Vorschriften einer
strengeren Strafe unterliegt, mit Geld bis zu
3000 S, bei besonders erschwerenden Umständen
bis zu 30.000 S oder mit Arrest bis zu 6 Wochen
zu bestrafen.

§ 23. W i r k s a m k e i t s b e g i n n .

(1) Dieses Bundesgesetz tritt zwei Wochen nach
seiner Kundmachung in Kraft. Mit dem glei-
chen Zeitpunkt verliert das Bundesgesetz, BGBl.
Nr. 175/1935, betreffend die Bekämpfung des
seuchenartigen Verwerfens der Rinder, seine
Wirksamkeit.

(2) Verordnungen auf Grund dieses Bundes-
gesetzes können von dem der Kundmachung
des Gesetzes folgenden Tage an erlassen werden
und treten frühestens zugleich mit diesem in
Kraft.

§ 24. V o l l z i e h u n g s k l a u s e l .

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist,
soweit darin nicht ausdrücklich anderes bestimmt
ist, das Bundesministerium für Land- und Forst-
wirtschaft betraut.

Schärf
Raab Thoma Proksch
Kamitz Bock Waldbrunner


